
Kampf  dem  antimuslimischen
Rassismus! Wir lassen uns nicht
durch Terror spalten!
REVOLUTION Austria, 9. November 2020

Der  Terroranschlag  vom 2.  November  war  und ist  weiterhin  ein  großer
Schock für uns alle. Unsere volle Solidarität und Anteilnahme gelten den
Betroffenen  und  Angehörigen.  Gleichzeitig  müssen  wir  auch  leider
feststellen, dass das politische Klima seither gerade für Muslim_Innen bzw.
jene die als solche wahrgenommen werden äußerst beängstigend geworden
ist.  Ob auf  der  Straße,  auf  sozialen Netzwerken oder in  den politischen
Antworten der Regierungsparteien – überall ist zu sehen, wie Hass und Hetze
sowohl unterschwellig als auch in ganz offener Form zunehmen. Daher legen
wir den folgenden Artikel aus dem vergangenen Jahr in einer aktualisierten
Fassung neu auf.   Wir lassen uns durch den Terror weder spalten noch
einschüchtern  –  der  Kampf  gegen  Terrorismus  muss  mit  dem
antirassistischen  Kampf  Hand  in  Hand  gehen.

Der  antimuslimische  Rassismus  erlebt  seit  Jahren  einen  enormen
gesellschaftlichen Aufschwung. Es ist auch längst kein Problem mehr, das
sich auf rechte bis rechtsradikale Fanatiker_Innen beschränkt, sondern ein
gesamtgesellschaftliches  Problem,  das  die  sogenannte  politische  Mitte
ebenso betrifft, und selbst in linken Spektren ein großes Problem darstellt.
Mittlerweile sind wir an einem Punkt, an dem rassistische Übergriffe gegen
Muslim_Innen und im Speziellen gegen muslimische Frauen, zur tagtäglichen
Realität  geworden  sind.  Vor  allem  jetzt  nach  dem  Anschlag  fluten
schockierende  Berichte  über  ekelhafte  Angriffe  und  Diskriminierung  die
sozialen Netzwerke.  Von tätlichen Angriffen,  Beschimpfungen auf  offener
Straße, bis hin zu Schweinekadavern die an Orten hinterlassen werden, wo
Muslim_Innen sich befinden ist alles mit dabei. In Kärnten zwang sogar eine
Lehrkraft eine muslimische Schülerin ein Referat über Terrorismus zu halten
und  sich  dabei  ausdrücklich  davon  zu  distanzieren,  so  als  ob  sie  dafür
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verantwortlich wäre. Das ist rassistisch, ekelhaft und psychischer Terror. Die
Situation war davor ohnehin schon nicht einfach. Das hat auch der 2019
veröffentlichte  Report  der  Dokumentations-  und  Beratungsstelle
Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus deutlich belegt: Von 2017
auf 2018 gab es einen Anstieg von 74% (!) der dokumentierten rassistischen
Vorfälle und ganze 83% richteten sich gegen Frauen. Doch woher kommt der
antimuslimische Rassismus? Was sind seine besonderen Qualitäten?

Der
moderne antimuslimische Rassismus ist ein relativ neues Phänomen.
Zugleich wurzeln viele der heute präsenten Bilder jahrhundertelang in
die europäische Geschichte zurück. Darstellungen des sogenannten Orients
als primitiv, rückständig und despotisch im Vergleich zum modernen und
aufgeklärten Westen oder das in Europa verbreitete Schreckbild des
expandierenden Osmanischen Reiches als Bedrohung des christlichen
Abendlands haben eine lange Geschichte und werden im modernen
antimuslimischen Rassismus oftmals wieder aufgegriffen und auf die
„Rasse“, „Natur“ oder „Kultur“ der Betroffenen zurückgeführt.

Mit dem „Krieg gegen den Terror“ ab Anfang des Jahrtausends wurden in
Europa  alte  Feindbilder  wie  Rassismus  gegen  Osteuropäer_Innen  oder
Jüd_Innen vermehrt durch einen Rassismus gegen Muslim_Innen abgelöst.
Rassismus selbst hat seinen Ursprung im Kolonialismus des 19. Jahrhunderts
in dem weiße Europäer_Innen den “unterentwickelten Völkern” vermeintlich
Kultur und Zivilisation bringen würden. Natürlich ging es aber darum die
brutale Ausbeutung und Versklavung sowie die hierarchische Überlegenheit
zu  legitimieren  und  zu  festigen.  Dabei  hatte  auch  der  antimuslimische
Rassismus im Zuge der Kolonisierung der islamischen Welt seine Funktion
als Rechtfertigungsideologie zu erfüllen. Ein angeblich seit Jahrhunderten
existierender  Kulturkampf  wie  er  teilweise  von  Rechten  wie  u.a.  den
Identitären  oder  dem Christchurch-Attentäter  beschworen wird,  ist  reine
Fiktion.  Willkürlich  werden  geschichtliche  Ereignisse  wie  die
Türkenbelagerungen oder die Reconquista zu einem geschichtlichen Motiv
vermischt. Mit historischer Realität hat das wenig zu tun. Die allermeisten
und auch die blutigsten Kriege wurde nämlich nicht zwischen Europa und



dem  Islam  ausgefochten,  sondern  zwischen  den  diversen  europäischen
Mächten.

Die  Gefahr  einer  angeblichen  ständigen  Bedrohung  einer  Invasion  oder
Umvolkung ist nicht ohne Grund auch ein Bild das häufig von rechten, wie
der FPÖ, AfD, Identitären etc. quasi in einer Dauerschleife gebracht wird.
Dabei spielt  die tatsächliche Religionszugehörigkeit oder -ausübung keine
Rolle.  Die  Betroffenen  werden  als  homogene  Masse  bzw.  als  „Rasse“
wahrgenommen. Um ihren Rassismus zu verschleiern versteckt  man sich
dann oft hinter kulturalistischen Verklärungen, die dann von deren Werten,
Bräuche, Traditionen etc. sprechen, wo jedoch klar ist, dass die Begriffe nur
den verpönten Rassebegriff ersetzen. Rassistische Übergriffe werden auch so
gut  wie  nie  als  solche  behandelt,  sondern  unter  dem  Deckmantel  der
Fremdenfeindlichkeit verharmlost. Nun ist es aber so, dass nur bestimmte
„Fremde“  angegriffen  werden.  Weiße  Europäer_Innen  mit  anderen
Staatsbürger_Innenschaften  sind  nicht  Ziel  von  Übergriffen;  der  Begriff
Fremdenfeindlichkeit  verschleiert echten Rassismus. Gerade in Bezug auf
Religion wird auch oft das Argument gebracht, dass man nicht von Rassismus
sprechen könne,  weil  Religion eine  individuelle  Entscheidung bzw.  keine
biologische Tatsache ist. Das Individuum und sein Verhalten spielt aber kaum
eine Rolle. Betroffene werden auf Basis rassistischer Kategorien (Aussehen,
Kleidung,  Sprache  etc.)  als  solche  wahrgenommen  und  diskriminiert,
unabhängig  davon  ob  und  wie  religiös  sie  nun  tatsächlich  sind.  Bei
Übergriffen werden die Betroffenen ja auch nicht im Vorhinein gefragt wie
sie es nun mit der Religion halten würden. Das öffentliche Ausleben der
Religion  bzw.  das  Tragen  religiös  konnotierter  Kleidung  erhöht  jedoch
beträchtlich die Gefahr rassistisch angegriffen zu werden und führt zu einer
Situation  in  der  Betroffene  oftmals  sich  nicht  mehr  trauen  in  die
Öffentlichkeit zu treten, wie auch die Gegenwart gerade auf erschreckende
Art und Weise zeigt.

Eine Besonderheit des antimuslimischen Rassismus ist die Verschränkung
mit  dem  Terror.  Insbesondere  seit  9/11  kann  man  einen  qualitativen
Umbruch  beobachten.  Sicherheitspolitik,  Verschärfungen  im  Flugverkehr
etc.  wurden  stets  mit  einer  „islam(isti)ischen  Gefahr“  in  Verbindung



gebracht.  Durch die ständige mediale Verschränkung, dem sog. Framing,
wurde ein Bild geprägt, das den Islam als „böse Terrorreligion“ darstellt, und
Betroffene unter den Generalverdacht, Terrorist_Innen zu sein, stellt. Letztes
Jahr sprach die FPÖ unter ihrem damaligen Parteichef H.C. Strache bspw.
davon, dass es in Wien „150 islamische Kindergärten, wo mit Hasspredigten
die Kinder zu Märtyrern erzogen werden sollen“ gäbe.

Es  ist  unglaublich  frustrierend  mitzuverfolgen,  wie  auch  aktuell  viele
Muslim_Innen sich in der Rolle sehen sich für diesen Anschlag entschuldigen
zu müssen oder überhaupt erst bezeugen zu müssen, dass man diesen Terror
ablehnt.  Der  Anschlag  galt  uns  allen,  und  trotzdem  attackierten  viele
Menschen  Muslim_Innen,  die  ihre  Anteilnahme,  Trauer  oder  Angst
ausdrückten. Schlimmer noch nutzen gerade Rechte wie die FPÖ oder die
Identitären den Anschlag um ihre rassistische Propaganda zu befeuern.

Die zutiefst rassistischen und reaktionären Antworten auf solche Anschläge
verschleiern zudem das Muslim_Innen selbst am allermeisten betroffen sind
von extremistischen Terror.  Von 2001 bis  2014 sind in  Westeuropa 420
Menschen durch Terror gestorben. Allein im Irak sind in demselben Zeitraum
42.759 Menschen wegen Anschlägen gestorben.  In Afghanistan waren es
16.888, in Pakistan 13.524, in Nigeria 11.997 – die Zahlen zeigen eindeutig:
Weder ist es so, dass der “islamistische” Terror die größte Gefahr Europas
sei  (es  ist  statistisch  um  einiges  wahrscheinlicher  in  einen  tödlichen
Autounfall zu geraten als durch einen Terroranschlag zu sterben), noch ist es
so, dass es ein Kampf zwischen dem „Islamismus“ und dem Westen ist. So
fand auch am selben Tag in Afghanistan ein widerwärtiger Terroranschlag
auf dem Gelände der Universität Kabul statt, bei dem über 35 Menschen ums
Leben gekommen sind.

Sicherlich mögen Zahlen, Vergleiche und Wahrscheinlichkeiten
den Betroffenen hier aktuell wenig bringen, doch eins ist klar: Wir
dürfen uns jetzt nicht spalten lassen, denn das spielt dem IS in die
Hände und schafft nur noch mehr Nährboden für seine Ideologie. Der
Anschlag hat Menschen das Leben gekostet, viele traumatisiert und ein
Klima von Angst und Verunsicherung geschaffen. Die Frage nach den
Ursprüngen von Terroranschlägen und wieso nach außen hin diese scheinbar



fast immer im Namen des Islams ausgeübt werden, beschäftigt gerade
viele. Dem müssen wir zweierlei entgegnen.

Erstens liegens die Ursprünge von Terrororganisationen und Netzwerken wie
Al-Qaida oder dem IS in Ländern wie dem Irak, Afghanistan, Syrien etc. also
allesamt Regionen die durch jahrelange imperialistische Kriege (man denke
bspw.  an  den  Irak-Krieg  wo  es  primär  um  geopolitische  sowie  US-
amerikanische Erdölinteressen ging) nahezu komplett zerstört und zerbombt
wurden  und  Generationen  an  Menschen  hinterließen,  die  jegliche
Perspektive verloren haben. Die desaströse politische, wirtschaftliche und
soziale Lebensrealität der Betroffenen bietet einen Nährboden, unter dem
sich  Menschen  schnell  radikalisieren  lassen,  den  Terrorrist_Innen  auch
bewusst  ausnutzen.  Ihre  Ideologie  gibt  solchen  Menschen  vermeintliche
Erklärungen  für  die  Zustände  unter  denen  sie  leben  müssen  und  eine
übergeordnete Identifikation mit einem höheren Ziel dem sie ihr Leben nun
wieder verschreiben können. Der absolute Großteil der in diesen Regionen
ansässigen Zivilbevölkerung lehnt aber diese Netzwerke und Organisationen
komplett  ab,  da sie  die  Länder  genauso mit  Terror,  Tod und Schrecken
übersäen.

Zweitens mag nach außen die Ideologie des IS, der Dschihadismus, sich zwar
als Religion präsentieren, doch hier muss in aller Klarheit gesagt werden,
dass  es  sich  nur  einen  Deckmantel  handelt.  Es  geht  hier  um beinharte
politische Machtansprüche und ideologische Kämpfe. Viel eher muss man
sagen,  dass  der  Dschihadismus  den  Islam,  so  wie  er  von  Muslim_Innen
weltweit  ausgeübt  wird,  eigentlich  fast  gänzlich  ablehnt.  In  vielen
ideologischen Schriften sehen sie Muslim_Innen, als die weitaus schlimmeren
Feinde als bloße „Ungläubige“. Sie gelten als Verräter an der Sache, Sünder
und  als  ideologische  Gefahr,  zumal  die  meisten  offiziellen  islamischen
Institutionen  und  Glaubensgemeinschaften  allesamt  den  Dschihadismus
verurteilen.

Das
Religionen als Vehikel für politischer Machtkämpfe genutzt werden, ist
auch keine Neuheit in der Menschheitsgeschichte. Gerade das Christentum
hat eine lange Geschichte von Kreuzzügen, und kriegerischen



Auseinandersetzungen – der dreißigjährige Krieg oder auch in jüngerer
Geschichte der Nordirlandkonflikt können hierfür als Beispiele dienen.
Auch die Methode des Terrors ist keine Eigenheit des Dschihadismus. In
der Region um Uganda verübt die „Lord‘s Resisstance Army“ seit den 80ern
regelmäßig Terroranschläge mit dem Ziel einen christlichen Gottesstaat
zu etablieren. In den 90ern machte eine in Asien ansässige religiöse
Gruppe, die dem Shintoismus-Buddhismus zuzuordnen ist, durch
Giftgasanschläge in Tokyo auf sich aufmerksam. Der seit Jahren
fortlaufende Rechtsruck in Europa hat auch hier zufolge gehabt, dass es
zu mehr rechtsradikalen Terroranschlägen (wie in Utöya, Christchurch
oder Hanau) kam – die Täter sprachen in ihren Manifesten auch stets
davon, das christliche Abendland retten zu müssen.

Um es nochmal
zu betonen, die inhaltliche Qualität von Religionen spielt dabei kaum
eine Rolle für den Terrorismus, da sie primär politische Ideologien
sind, die Religionen als Deckmantel und Projektionsfläche nutzen. Unsere
Aufgabe muss sein solidarisch gegen religiösen Terror zu kämpfen und
die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme anzusprechen,
die dahinterstecken. Ein konsequenter Kampf gegen den Terror kann daher
auch nur internationalistischer und vor allem antiimperialistischer
Kampf sein!

Zurück zum antimuslimischen Rassismus, denn eine weitere Besonderheit
sieht man bei dem Vergleich mit rechtsradikalen Terroranschlägen. Während
bei jedem “islamistischen” Terroranschlag die Täter_Innen als diabolische
Märtyrer_Innen  bezeichnet,  alle  rassistischen  Klischees  ausgepackt  und
wiederum  die  größte  Gefahr  für  Europa  beschworen  wird,  wird  bei
rechtsradikalen  Anschlägen  ungemein  verharmlost  und  psychologisiert.
Rechtsradikale Anschläge, wie der des Attentäters von Christchurch, der bei
einem  Angriff  auf  zwei  Moscheen  50  Menschen  tötete,  werden  als
individuelle Tragödien dargestellt. Die Taten werden entpolitisiert, und mehr
als  Ergebnis  psychologischer  Probleme verklärt.  In  der  Berichterstattung
wird nach der Kindheit, der Lebensgeschichte etc. gefragt und es entsteht
letztlich der Eindruck, dass solche Täter_Innen bemitleidenswerte Opfer der



Gesellschaft wären. Es passt nun mal nicht in das jahrelang von Medien und
Politiker_Innen  geschaffene  Bild  des  „islamistischen“  Terrors,  dass  auch
rechtsradikale und christlich geprägte Menschen Terroranschläge ausüben.
Das Leid der wahren Betroffenen geht dabei komplett unter. Die Message ist
klar: Die Betroffenen sind weniger wert, ihr Leid unwichtiger, weil sie nun
mal  nicht  zu  dem  völkisch  bzw.  rassistisch  gedachten  „uns“  gehören.
Außerdem wird die Gefahr des Faschismus deutlich und bewusst verklärt,
der  deutliche  Anstieg  verschwiegen  und  der  politische  Kontext  des
internationalen  Rechtsrucks  verschleiert.

Antimuslimischer
Rassismus, ob in Österreich oder anderswo, muss bekämpft werden –
gemeinsam, solidarisch und internationalistisch. Wir dürfen uns nicht in
rassistische, völkische oder nationalistische Kategorien spalten lassen
– auch jetzt angesichts des Terroranschlags erst recht nicht – und
müssen stattdessen aufzeigen, dass die sozialen und ökonomischen
Probleme in unserer Klassengesellschaft wurzeln. Wir müssen an den Orten
wo wir uns befinden, egal ob Schule, Uni oder Arbeit uns organisieren
und dürfen zugleich den internationalen Rechtsruck und die rassistischen
Angriffe nicht mehr so einfach hinnehmen. Antirassistisch zu sein,
bedeutet auch konsequent Widerstand zu leisten und dem antimuslimischen
Rassismus den Kampf anzusagen!

„Lesbos  ist  für  uns  ein
Gefängnis!“
„Lesbos ist für uns ein Gefängnis!“Nach dem Brand im Lager Moria:
Das vieler Geflüchteter
hat sich trotz hehrer Versprechen weiter verschlechtert. Wir sprachen
vor Ort
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mit  Bahal  über  die  aktuelle  Situation  auf  der  griechischen  Insel
Lesbos.

REVO:  Die  Lage  auf  der  Insel  ist  nach  dem  Brand  in  Moria
besorgniserregend. Aber kannst du zuerst erzählen, wie dein Leben
auf der Insel bisher verlaufen ist, ehe wir über die aktuelle Situation
sprechen?

Als ich damals mit meiner Familie auf einem Schlauchboot mit
35  weiteren  Menschen  von  der  Türkei  auf  die  griechische  Insel  Lesbos
gekommen
bin, war ich 21 Jahre alt. Heute bin ich 25 und ich habe das Gefühl, den
Großteil dieser Zeit allein mit Warten verbracht zu haben: Stundenlanges
Warten
in der Essensschlange auf eine Mahlzeit; Warten auf eine freie Toilette;
Warten, dass wieder ein Monat vorbei ist, damit ich die rationierte Dusche
benutzen darf; Warten, dass ich aus der Zelle entlassen werde, in die ich
grundlos
inhaftiert wurde; Warten, dass die Nacht vorbei geht, die mich vor Angst
nicht
schlafen lässt; Warten bis mein Asylantrag bearbeitet wird.

REVO: Wo hast du in dieser Zeit des Wartens gelebt?

Über mehrere Jahre hinweg haben meine Familie und ich in
einem  Zelt  in  „Moria“,  dem  größten  Camp  der  Insel,  gelebt.  Neben
mangelnder
Nahrungsversorgung und schlechten Hygienebedingungen hatte ich dort als
Frau
zusätzliche Probleme. Sexuelle Gewalt ist nämlich Alltag im Camp: Ob durch
nächtliche  Überfalle  oder  in  der  Essensschlange.  Ich  habe  mich  nicht
getraut,
nachts auf die Toilette zu gehen.

REVO: Wo lebst du heute und hat sich deine Situation dort verändert?

Seit 3 Monaten wohnen meine Familie und ich im



selbstorganisierten  Camp  „PIKPA“.  Solidarische  Inselbewohner  und
Geflüchtete
haben das Camp vor einigen Jahren zusammen aufgebaut und für bis zu 100
Menschen
dort einen Ort zum Leben geschaffen. Und mit „Ort zum Leben“ meine ich
wirklich
einen Ort, an dem ich mich halbwegs sicher fühle. Dieses Gefühl hatte ich,
seitdem ich in Europa bin, noch nie. Ich konnte viel Kraft aus meiner neuen
Lebenssituation schöpfen. „PIKPA“ bedeutet für mich, dass „Moria“ nicht
alternativlos ist. Das Camp wurde speziell für besonders schutzbedürftige
Menschen wie schwangere Frauen, Menschen mit Behinderung, Familien mit
mehreren
kleinen Kindern und Opfer von Folter errichtet.

REVO: Der griechische Migrationsminister Panagiotis Mitarakis hat
vor Kurzem verkündet, „PIKPA“ bis zum 31.10.20 räumen zu wollen.
Sein Ziel scheint es zu sein, jede menschlichere Alternative zu „Moria
2.0“  aus  dem  Weg  zu  räumen.  Wie  haben  du  und  die  anderen
Bewohner_innen diese Ankündigung aufgenommen?

Ich würde sagen, dass ich seit einer Woche nur weine, aber
dafür reichen meine Tränen nicht. Seitdem wir davon gehört haben, müssen
wir
nun auch hier in Angst und Verzweiflung leben. Unsere Sorge ist groß, dass
wir
nun  auch  im  neu  errichteten  Camp  „Moria  2.0“  untergebracht  werden.
Niemand
sollte in diesem Gefängnis leben müssen und umso gefährlicher ist es dort
für
die Leute aus „PIKPA“, die eigentlich besonders schutzbedürftig sind.

REVO:  Nachdem  das  ursprüngliche  Massencamp  „Moria“  im
September  dieses  Jahres  abgebrannt  ist,  haben  die  griechischen
Behörden mit Hilfe der EU ein neues Camp („Moria 2.0“) auf einem
ehemaligen Schießübungsplatz des Militärs errichtet.  Über 10 000
Menschen wurden bereits dort untergebracht. Was weißt du über die



Situation dort?

Im Gegensatz zum abgebrannten „Moria-Camp“ wurde das
provisorische  Zeltlager  als  eine  geschlossene  Einrichtung  gebaut.  Die
Bewohner
dürfen es nur mit schriftlicher Ausgangserlaubnis verlassen. Ihre Situation
hat
sich deshalb sogar noch verschlimmert. Die ärztliche Versorgung wurde bis
auf
ein Team, das für Corona-Tests zuständig ist, quasi eingestellt. Es herrscht
ein  großes  Chaos  und  die  griechische  Polizei  agiert  sehr  respektlos
gegenüber
den Bewohnern. Freunde von mir, die nun dort wohnen müssen, durften sich
noch
kein einziges Mal duschen. Hinzu kommt, dass es auch sehr wenige Toiletten
gibt,  was angesichts der Pandemie-Gefahr ein besonders großes Problem
darstellt.
Mittlerweile gibt es mehrere hundert Infizierte im neuen Camp.

REVO:  Obwohl  die  EU  und  die  griechische  Regierung  den
Geflüchteten auf  Lesbos  nach dem Brand in  „Moria“  versprochen
haben,  d ie  S i tuat ion  zu  verbessern,  haben  s ich  eure
Lebensbedingungen tatsächlich verschlechtert. Was würdest du den
EU-Politiker_innen gerne sagen?

Ich würde mir wünschen, dass diese Leute mal einen einzigen Tag in „Moria
2.0“ verbringen. Vielleicht würde das ihre Meinung ändern. Die ganze Insel
Lesbos  ist  für  uns  ein  Gefängnis.  Doch  wir  haben  nichts  verbrochen.
Niemand hat es deshalb verdient, hier eingesperrt zu werden. Wir haben ein
Recht auf Bildung, Arbeit, Sicherheit und ein Dach über dem Kopf. Für alle
Geflüchteten auf den griechischen Inseln sollte es die Möglichkeit geben,
sicher auf das Festland weiterreisen zu können!

Interview erschien zu erst in der Jungen Welt vom 7.10.2020, Online unter:
https://www.jungewelt.de/artikel/387801.festung-europa-lesbos-ist-f%C3%BC
r-uns-ein-gef%C3%A4ngnis.html



Betrachtet: Zwei Halbkolonien
Leila Cheng

Teil 1: Belarus (Stand Mitte September 2020)

Wie sind die Auswirkungen von Pandemie und Wirtschaftskrise?

In  den  letzten  Jahren  wurden  viele  arbeiter_Innenfeindliche
Maßnahmen  und  Gesetze  beschlossen.  Zum  Beispiel  müssen
Arbeitslose  Sondersteuern  zahlen,  unbefristete  Verträge  in
Staatsbetrieben  wurden  in  befristete  umgewandelt,  Kürzungen  in
Gesundheits-  und  Bildungswesen  durchgeführt  und  das
Renteneintrittsalter erhöht. So konnten die Kosten der Krise auf die
Arbeiter_Innen abgeladen werden.
Die  diktatorische Einzelherrschaft  Lukaschenkows (Präsident)  und
konsequente  Wahlfälschungen  stechen  Oppositionskanditat_Innen
seit  jeher  aus.
Die  Coronapandemie  wurde  von  Lukaschenkow  als  vermeintliche
„Psychose“ abgetan. Dabei hatte er selbst Corona und inszenierte
sich als Musterpatient für einen unkritischen Krankheitsverlauf.
Das Thema spielt aber aufgrund offiziell niedriger Fallzahlen jedoch
eine eher untergeordnete Rolle.

Warum ist das so?

Nach dem Zerfall der Sowjetunion wurde Belarus im Gegensatz zu
vielen  anderen  ehemaligen  Ostblockstaaten  nicht  neoliberal
umgestaltet.  Eine  Kaste  aus  ehemaligen  Sowjetbürokrat_Innen
herrschte  deshalb  weiter  (verwalten  jetzt  kapitalistische
Unternehmen,  staatlicher  Sektor  hat  noch  50  Prozent  am  BiP).
Lukaschenkow selbst  ist  seit  1994  an  der  Macht  und  hat  schon
mehrfach Oppositionelle ermorden lassen.

https://onesolutionrevolution.de/betrachtet-zwei-halbkolonien/


Somit steht Belarus in ständiger Abhängigkeit und in der Konkurrenz
zwischen dem russischen und westeuropäischen Imperialismus.
Hinzu  kommt  eine  starke  Auslandsverschuldung  in  den  letzten
Jahren,  eine  Währungskrise  und die  Abhängigkeit  von  russischen
Subventionen.

Welche Proteste gibt es?

Massendemonstrationen  (100.000  Menschen  in  der  Hauptstadt
Minsk)  im  ganzen  Land  werden  gewaltsam  unterdrückt.  Ebenso
fanden  große  Arbeiter_Innenstreiks  z.  B.  in  der  Metall  -,
A u t o i n d u s t r i e  s o w i e  i n  d e r  M e t r o  u n d  i n
Telekommunikationsunternehmen  statt.
Hauptforderung  ist  die  Offenlegung  der  Wahlfälschung.
Oppositionskandidatin Swetlana Ziachanouskaja soll  die Nachfolge
Lukaschenkows antreten. Daneben wird ein Ende der Misshandlung
von Gefangenen und der Gewalt gegen friedliche Demonstrant_Innen
auf den Straßen gefordert.
Lukaschenkow  bezeichnet  die  Bewegung  als  Farbenrevolution
(revolutionäre Bewegung, die von den USA gestützt, finanziert oder
sogar unterwandert wird, weil sie deren Interessen dient). Das kann
man der Bewegung zwar nicht vorwerfen, jedoch dominieren darin
tatsächlich die bürgerlichen, neoliberalen Kräfte die Proteste.
Die  ins  Ausland  geflohene  Oppositionskandidatin  fordert  einen
nationalen Koordinierungsrat mit allen Kräften der Opposition, um
den alten Machtapparat abzulösen

Wie können die Kämpfe erfolgreich sein?

Es
braucht eine revolutionäre Massenbewegung mit proletarischer
Ausrichtung, die nicht auf die Bürgerlichen vertraut. Mit ihnen
wird die Bewegung nur zum Ausverkauf des Landes führen. Das wird
die Klassengegensätze verschärfen, selbst wenn die Abhängigkeit
vom russischen Imperialismus schwindet, wird sich die Halbkolonie
dem EU-Imperialismus unterordnen müssen.



Doch
um  das  zu  erreichen,  muss  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  eine
Führung
schaffen, die das Mittel des Streiks bis hin zum Generalstreik
anwendet, und Massen von Arbeiter_Innen in allen Sektoren
organisiert. Diese Führung muss jederzeit von den Arbeiter_Innen
wähl- und abwählbar sein und darf keine wirtschaftlichen
Privilegien genießen

Wichtig
ist es dafür, sich in den noch aus der Sowjetunion existierenden
Kolchosen (Genossenschaften), den Betrieben und den
Arbeiter_Innenvierteln zu organisieren und diese auch gegen Polizei
und Militär zu bewaffnen. Diese müssen im
G e g e n z u g  e n t w a f f n e t  u n d  d u r c h  d e m o k r a t i s c h e
Arbeiter_Innenmilizen
ersetzt werden.

Darüber
hinaus fordern wir alle progressiven Kräfte in den umliegenden
Ländern Osteuropas und weltweit dazu auf, ihre Kämpfe miteinander
zu verbinden. Gemeinsam mit dem russischen Proletariat kann diese
Bewegung  gegen  den  imperialistischen  Einfluss  Russlands  und
zugleich
auch gegen die neoliberale Restauration kämpfen. Im
Sturz des russischen Imperialismus läge die Chance ein
sozialistisches System in Belarus und in ganz Osteuropa zu schaffen.

Teil 2 morgen: Bolivien



Moria:  Der  Ruß  an  unseren
Händen?
Jaqueline Katherina Singh

12 000 Menschen ohne ein Dach über den Kopf, auf eine Autobahn gepfercht.
Essenslieferungen, Getränke, medizinische Versorgung – all das gibt es nur
spärlich und wird auch aktiv von der Polizei blockiert. Proteste und Versuche
nach Mytilini,  die  nächste  Stadt  zu  kommen,  werden jedoch seitens  der
Polizei mit Tränengas beantwortet, während nebenbei rechte Bürgerwehren
die Menschen angreifen. Was sich nach einem Katastrophenfim anhört ist
nur ein paar tausend Kilometer weit weg schmerzhafte Realität seit dem am
Mittwoch,  dem 9.  September  ein  Feuer  auf  Lesbos  ausbrach und Moria
vollkommen zerstörte.

Seit Jahren werden auf den griechischen Inseln Geflüchtete festgehalten und
in  menschenunwürdigen  Zuständen  zusammengepfercht.  Moria  selbstist
eherein Gefangenenlager, das in dieser Form auf den EU-Türkei-Deal von
2016  zurückgeht.  Es  wurde  ursprünglich  für  2.800  Menschen  gebaut,
während im regulären Camp mehr als 12 000 Menschen lebten. Dabei ist
herauszuheben, dass das Lager nur eines von vielen ist.  Es ist also kein
einzelner Schandfleck, sondern Teil einer Gesamtkonzeption.

Der  Brand  raubte  den  Menschen,  die  eh  nicht  viel  hatten,  ihr  letztes
bisschen. Man könnte meinen, dass dieses Problem schnell zu lösen wäre.
Schließlich wurden ja  die  gestrandeten Urlauber_Innen beim Anfang der
Corona-Krise mehr oder weniger schnell wieder ins Land geholt. Schließlich
wurde ja beim Brand der Kuppel des Norte Dame innerhalb weniger Stunden
Millionen Euro gesammelt. Doch auch wenn es schnell möglich wäre, diesen
Menschen eine Perspektive zu geben, sieht die Realität aktuell anders aus.
Aktuell wird gegen den Willen der Geflüchteten ein neues Lager errichtet.
Deswegen müssen wir uns fragen: Wie konnte es so weit kommen?

Wer
trägt die Verantwortung? 

https://onesolutionrevolution.de/moria-der-russ-an-unseren-haenden/
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Schuld sind nicht nur einzelne Poliker wie Horst Seehofer oder Sebastian
Kurz. Die aktuelle Lage ist auch Ausdruck eines internationalen Rechtsrucks,
den wir seit 2016 auch in Deutschland zu spüren bekommen. Im Zuge der
Krise 2007/08 hat sich die Konkurrenz unter den Kaptialist_Innen verschärft.
Viele Unternehmen sind pleite gegangen, gerettet wurden zuerst die Global
Players der imperialistischen Staaten.  Das führte dazu, dass ein Teil  der
Kapitalist_Innen (besonders kleinere, nationale Unternehmen und der sog.
Mittelstand) vom Abstieg bedroht ist.  Getrieben davon fingen sie an laut
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente um die eigene Stellung zu
versuchen zu schützen.Sie wollen vor internationale Konkurrenz geschützt
werden – zugleich aber auch am Weltmarkt punkten, wenn sie dazu fähig
sind.

Da es an klarer linker Perspektive fehlte, die die Probleme, die durch die
Krise  entstanden  sind  abwehrte  und  da  die  Gewerkschaften,  die
Sozialdemokratie und auch große Teile der Europäischen Linksparteien auf
Klassenkollaboration, statt auf Klassenkampf setzen, schafften sie es mittels
rassistischer  Rhetorik  nicht  nur  das  KleinbürgerInnentum  und
Mittelschichten, sondern auch Teile der Arbeiter_Innenklasse anzusprechen
und Druck auf die etablierten Parteien auszuüben. Auch wenn sich das erst
mal  sehr abstrakt  liest,  ist  dies  wichtig zu verstehen.  Der internationale
Rechtsruck beeinflusst das Kräfteverhältnis insgesamt. So sind Seehofer und
Kurz wahrscheinlich sehr unangenehme Menschen, aber die Politik, die sie
betreiben ist Ausdruck einer konkreten politischen Entwicklung und eines
Kräfteverhältnis. Deswegen löst der Rücktritt Einzelner somit das Problem
nicht auf.

Shame on you, EU?!

Der Rechtsruck machte auch vor den einzelnen Mitgliedsstaaten nicht halt.
Insbesondere  die  Migrationspolitik  verursachte  Risse  in  der  angeblichen
Solidargemeinschaft.  Vielmehr  blockierten  sich  die  einzelnen  Nationen
gegenseitig und das einzige, auf dass sich geeinigt werden konnte war, sich
nicht  zu  einigen  und  Hilfe  zu  unterlassen.  So  fiel  nach  und  nach  die
Seenotrettung  weg,  diverse  Abkommen  wie  der  EU-Türkei-Deal  wurden



geschlossen,  damit  weniger  Menschen überhaupt  in  die  Festung Europa
kommen.

Doch  bei  all  dem  muss  man  sich  fragen,  welche  Rolle  der  deutsche
Imperialismus dabei  spielt.  Anfangs  schien es  so,  dass  Deutschland eine
fortschrittliche  Rolle  innerhalb  Europäischen  Union  einnahm.  Als  Angela
Merkel 2015eine Abriegelung der Grenzen ablehnte trat, war dies kein Akt
jedoch Nächstenliebe.Sie gab weigerte sich zum einen Hunderttausende, die
die  Grenzen  der  EU  zeitweillig  durchbrochen  hatten,  mit  extremen
polizeilichen und militärischen Mitteln zu stoppen. Sie gab andererseits auch
der Welle der Solidarität nach, die viele in Europa mit den Geflüchteten zum
Ausdruck brachten. Hunderttausende empfinden damals Geflüchtete an den
Bahnhöfen, vielen wollten sie in ihren Wohnungen auf nehmen, was jedoch
staatlicherseits verhindert wurde.

Zudem  lage  dem  Kurs  von  Merkels  auch  ein  wirtschaftliches  Kalkül
zugrunde.  Der  deutsche  Imperialismus  bezieht  seine  Stärke  nämlich  aus
Exporten, der Zoll- und kontrollfreie Raum der Europäischen Union ist ein
wichtiger Stützpfeiler ohne die nicht die gleiche Wirtschaftsleistung erbracht
werden kann. Die „Wir schaffen das Mentalität“ war ebenso nur möglich, da 
Deutschland,  anders  als  viele  Länder,  besser  aus  der  Finanzkrise
herausgekommen  und  hatte  somit  einen  größeren  Spielraum  den
sogenannten  „Sozialstaat“  auch  für  andere  teilweise  zu  öffnen.  Gerade
letztere Position sorgte in der EU für viel Streit und Uneinigkeit, hielt sich
aber nicht lange. Denn der bereits beschriebene Rechtsruck fand auch in
Deutschland statt. So wurde aus „Wir schaffen das.“ ein „Genug getan, wir
schaffen es Niemanden hier rein zu lassen.“ Das, was in Moria passiert ist, ist
somit eine bewusste Entscheidung der deutschen Regierung und bewusst in
der Verantwortung der CDU/CSU, sowie der SPD. Man kann auch sagen:
Während die AfD hetzte, machte die Große Koalition die Gesetze. Und alle
trugen sie mit.

Und nun?

Nun will Niemand mehr unnötige Kosten ausgeben. Denn als nichts anderes
werden  die  Menschen  auf  den  griechischen  Inseln  gesehen.  Kosten,  die



vermieden werden müssen und so kann man sich auf das einigen, was 2017
noch für eine große Diskussion innerhalb der CDU sorgte: das erste offizielle
Auffanglager der EU. Ein anderes Wort dafür ist Gefängnis. So schrieb‘ die
SZ  in  ihrem  Artikel  „Blaupause  für  die  europäische  Migrationspolitik“:
„Seehofer  hat  bereits  früher  eingeräumt,  dass  der  Aufenthalt  in  diesen
Lagern  nicht  zwingend  ein  freiwilliger  sein  wird.  Weiterwanderung
Geflüchteter  durch  Europa,  wie  sie  derzeit  üblich  ist,  soll  unbedingt
vermieden werden.“ Kurz um: Moria soll das erste gemeinsame Auffanglager
werden, wo Menschen gegen ihren Willen festgehalten, wenn sie nicht in ihre
Herkunftsländer wieder abgeschoben werden können.Nebenbei werden die
Maßnahmen  an  den  Außengrenzen  verschär f t ,  ebenso  d ie
Asylgesetzgebungen der Mitgliedstaaten. Die Festung Europa rüstet also auf.

Eigentlich geht es aber auch darum, die aktuelle Krise dafür zu nutzen, dass
in  Zukunft  Lager  und  eine  „kontrollierte“  Einreise  und  Aufnahme  von
Geflüchteten möglichst schon außerhalb der EU, in der Türkei oder in den
Ländern Nord- und Zentralafrikas stattfinden soll. Damit gibt die EU jede
Verantwortung für die Unterbringung der Geflüchteten ab, hebelt faktisch
das Recht aus Aysl weiter aus und erklärt alle Geflüchteten, die sich nicht
außerhalb der EU bei „Migrationszentren“ melden, für illegal.

Was macht die Linke?

Die Antwort  ist  einfach:  hilflos  zuschauen.  Spontan gingen am Mittwoch
Abend im Bundesgebiet mehrere 10 000 Leute auf die Straße. Seit Monaten
gibt es mehrere Gemeinden und Kommunen, die sich für die Aufnahme von
Geflüchteten  aussprechen.  All  das  sind  kleine  Signale,  dass  es  noch
Menschen gibt, die sich gegen den Rechtsruck stellen. Doch diese spontanen
Ausbrüche helfen in der Situation nur bedingt weiter. Zwar ist es gut, dass es
sie  gibt,  aber  wenn  man  erfolgreich  alle  12  000  Menschen  evakuieren
möchte, braucht es klare Forderungen und einen Plan, wie man aus der
Defensive  in  der  wir  uns  befinden,  herauskommt.  Vor  allem wenn  man
längerfristig die Festung Europa einreißen will.

Fehlerhafte
Politik



Was also tun? Auch wenn es Manchen falsch vorkommt, Jene zu kritisieren,
die abstrakt für das gleiche Ziel kämpfen, so müssen wir an dieser Stelle
offen  Kritik  üben  und  gemeinsam  diskutieren.  Denn  dass  Menschen
verbrannt sind, während andere nun hungern, ist nicht nur die Schuld von
Horst  Seehofer,  sondern  auch  Ergebnis  der  Politik  Gewerkschaften  und
reformistischen  Parteien.  Diese  beteiligten  sich  zwar  formal  an
unterschiedlichen  Bündnissen,  verweigerten  sich  aber  konsequenter
antirassistischer Politik. Statt mit der Großen Koalition zu brechen, setzte die
SPD  die  rassistischen  Asylgesetzverschärfungen  mit  um.  Statt  dies  zu
kritisieren,  die  Geflüchteten  in  die  eigenen  Reihen  aufzunehmen  und
gemeinsam  für  Verbesserungen  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse  zu
kämpfen, setzten die Gewerkschaften auf leere Phrasen und Standortpolitik.
Der Linkspartei hingegen fehlte eine Taktik, diese beiden herauszufordern
und offen zu kritisieren und verlor sich stattdessen in eigene Grabenkämpfe
und Einzelprojekte. Dies trug maßgeblich damit bei, dass sich die Positionen
der AfD in Teilen der Arbeiter_Innenklasse mehr Gehör fanden.

Wir müssen aber auch die Politik der Radikalen Linken kritisch betrachten.
Dabei  geht  es  an dieser  Stelle  weniger  um Schuldzuweisungen,  sondern
mehr darum eine Debatte anzustoßen und aus den Fehlern zu lernen. Nur so
können wir perspektivisch erfolgreich sein. Was wurde also gemacht?  Seit
2014 gab es punktuell immer mal wieder große Demonstrationen, es gab
bundesweite Bündnisse gegen Rassismus -und zwar mehr als genug. Doch
statt  sich  gemeinsam  zu  koordinieren  und  konkret  um  Forderungen  zu
kämpfen, blieb es dabei dass jedes Spektrum sein eigene Suppe kocht. Die
schmeckt schließlich am besten. Doch was ist aus den Zielen geworden?
Aufstehen gegen Rassismus, das wohl größte Bündnis setzte sich zum Ziel
„rote  Haltelinien“  neu  zu  ziehen  und  die  Positionen  der  AfD  aus  der
Gesellschaft zu vertreiben mittels kleiner Multiplikator_Innen, sogenannter
Stammtischkämpfer_Innen.  Nationalismus  ist  keine  Alternative  wollte
blockieren,  Welcome2Stay hatte vor Strukturen von Supporter_Innen und
Geflüchteten zu vernetzen.

Doch  was  ist  geblieben?  Nicht  viel.  Die  Asylgesetzverschärfungen  sind
durchgekommen  und  die  Debatte  hat  sich  verschoben:  Statt  dafür  zu



kämpfen, dass Geflüchtete hier arbeiten gehen können, geht’s jetzt darum
Abschiebungen  zu  verhindern  und  dafür  zu  kämpfen,  dass  Menschen  in
Seenot überhaupt aufgenommen werden können. Was sind also die größten
Fehler?

Zusammengefasst  hätten  sich  die  bundesweiten  Bündnisse  koordinieren
müssen. Im Zuge der großen Mobilisierungen hätte es Basisarbeit an Orten
gebraucht, an denen wir uns alle Bewegung müssen (Schule, Uni, Betrieb)
um auch jene zu erreichen, die noch nicht überzeugt sind. Darüber hinaus
hätte es Druck gebraucht: auf die Regierung durch Demos, aber auch Streiks
und auf einzelne Organisationen der Arbeiter_Innenklasse wie beispielsweise
die Gewerkschaften.

Was
braucht es jetzt?

Statt zu hoffen, dass sich was ändert, müssen wir handeln. Auch wenn sich
viele in dieser Situation machtlos fühlen, auch wenn es so scheint, dass man
nichts  mehr  ändern  kann,  selbst  wenn  man  auf  Demos  geht  und  mit
Freund_Innen  diskutiert.  Solche  Momente  in  denen  sich  die  Situation
krisenhaft zuspitzt, müssen wir nutzen. Unmittelbar gilt es für die sofortige
Versorgung vor Ort, sowie die Evakuierung aller Geflüchteten auf Lesbos zu
kämpfen und sich nicht mit Kleinstbeträgen abspeisen zu lassen.

Doch wie kann man das durchsetzten? Trotz Corona bedarf es so schnell wie
möglich zentraler Aktionstage. In diesem Rahmen darf es dabei nicht nur um
die Demonstration an sich gehen. Diese ist vielmehr Anhaltspunkt um vor
Ort  in Schule, Uni und Betrieb Aktionskomitees zu gründen, die vor Ort
dafür mobilisieren mit Infoveranstaltungen, Vollversammlungen. Dies muss
man nutzen, nicht nur die Demonstration zu bewerben, sondern Diskussionen
zu starten, wo man bspw. über die Auswirkungen von Rassismus oder auch
Corona  vor  Ort  diskutieren  kann.  Damit  das  stattfindet,  muss  man  auf
Gewerkschaften und Linkspartei auffordern, sich nicht nur an einem Bündnis
zu  beteiligen,  sondern  offen  und  nachvollziehbar  alle  ihre  Mitglieder  zu
mobilisieren.  Besonders  Bewegungen  wie  Fridays  for  Future  oder  aber
Deutsche Wohnen & Co enteignen! müssten an dieser Stelle klar Stellung



beziehen und aktiv Druck ausüben.

Was muss man fordern?

Die sofortige Versorgung, sowie Evakuierung können nur durchgesetzt, wenn
wir auch eine gesellschaftliche Perspektive aufzeigen, die über Humanität
und  Moral  hinausgehen.  Als  Revolutionär_Innen  treten  wir  für  offene
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für alle sein. Bewegungsfreiheit darf
kein Privileg in imperialistischen Ländern sein, sondern muss ein Recht für
die gesamte, internationale Arbeiter_Innenklasse sein. Auch müssen Linke
über die Forderung des Bleiberecht hinausgehen.Diese mag auf den ersten
Blick fortschrittlich klingen, jedoch sorgt diese dafür, dass Geflüchtet hier
lediglich geduldet werden. Staatsbürger_Innenrechte bedeuten jedoch, dass
sie  die  gleichen  Recht  haben,  dass  sie  auch  aktiver  Tei l  der
Arbeiter_Innenklasse  sein  können  und  hier  wählen,  arbeiten,  sich  frei
bewegen  können.

Darüber hinaus müssen wir  in  unseren Forderungen bestehende Kämpfe
verbinden. Wir sind gegen die Unterbringung in Lagern. Stattdessen bedarf
es  d i e  En te ignung  von  l ee r s tehenden  Wohnraum,  sow ie
Spekulationsobjekten, die die Mieten in die Höhe treiben. Der zusätzliche
Bau von Sozialwohnung sorgt ebenso dafür, dass der überteuerte Wohnraum
für  alle  Vergangenheit  wird.  Auch  müssen  wir  dafür  kämpfen,  dass  die
Geflüchteten in die Gewerkschaften aufgenommen werden und gemeinsam
für einen höheren Mindestlohn auf die Straße gehen. Dies kann direkt mit
den kommenden Kämpfen gegen Entlassungen kombiniert werden, denn statt
arbeitslos  zu  sein,  sollten  die  individuelle  Arbeitszeit  bei  vollem
Lohnausglech reduziert werden. Die Verbindung solcher Fragen schafft es
den Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen und bestehende Vorurteile
zu  beseitigen,  da  so  das  Interesse  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse
aufgezeigt  wird.  Um mehr  Schlagkraft  zu  erzeugen,  sollte  es  nicht  nur
individualisierte  Proteste  mit  unterschiedlichen  Forderungen  in
verschiedenen  Ländern  geben,  sondern  ein  auf  europäischer  Ebene
organisierter  Protest.



Zweite  Welle  der  Corona-
„SkeptikerInnen“?
Wilhelm Schulz, 3. August 2020
Zuerst veröffentlicht unter
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/08/03/zweite-welle-der-corona-skeptikeri
nnen/

Es  war  ein  unheimlicher  Aufmarsch.  20.000  bis  30.000  Corona-
„SkeptikerInnen“ oder direkte LeugnerInnen der Pandemie demonstrierten
am 1. August in Berlin. Aus dem gesamten Bundesgebiet mobilisierten die
OrganisatorInnen der sogenannten Hygienedemonstrationen.

Sie feierten gemeinsam das angebliche Ende der Corona-Pandemie. Dabei
sind die Zahlen täglicher Neuinfektionen weltweit höher denn je – von der
Dunkelziffer vor allem in der halbkolonialen Welt ganz zu schweigen, die u. a.
auf  fehlende  Testsysteme  und  darauf  zurückzuführen  sind,  dass  als
Todesursachen andere Krankheiten und Mangelerscheinungen ausgewiesen
werden.

Auch  in  Deutschland  steigen  bekanntlich  die  Zahlen.  Die  Öffnung  der
Wirtschaft und die Arbeitsbedingungen in den Betrieben stellen auch hier ein
Gesundheitsrisiko dar, das Kapital und auch Corona-SkeptikerInnen billigend
in Kauf nehmen. Kostenlose Testverfahren werden selbst in Deutschland nur
wenigen angeboten – oft nur im Zusammenhang mit einem Flugticket.

Wir  werden  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  auf  die  Ideologie  und  den
Irrationalismus dieser kleinbürgerlichen „Bewegung“ eingehen. Wir haben
uns damit schon an anderer Stelle, z. B. im Artikel „Das Querfront-Virus“ ,
auseinandergesetzt.

In den letzten Wochen schien es freilich so, dass die rechte Mobilisierung
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durch  mehrere  Faktoren  an  Zulauf  verloren  hatte.  Erstens  hatte  die
Regierung  mit  der  vollständigen  Öffnung  der  Betriebe,  von  Schulen,
Geschäften,  Gaststätten  –  also  mit  der  Aufhebung  aller  realen
Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit  –  eine,  wenn  nicht  die  zentrale
Forderung  der  Bewegung  erfüllt.  Zweitens  schien  sich  der  obskur
faschistische Teil  der  Bewegung stärker  zu isolieren.  Drittens  hatten sie
Gegenmob i l i s i e rungen  w ie  in  Ber l in ,  vor  a l l em  aber  d ie
Massendemonstrationen  in  Solidarität  mit  Black  Lives  Matter  in  den
Hintergrund  gerückt.

Die Demonstration vom 1. August verdeutlicht freilich, dass es sich dabei nur
um  eine  Momentaufnahme  handelte  und  die  Gefahr  der  Bildung  einer
reaktionären kleinbürgerlichen Massenbewegung keineswegs verschwunden
ist.  Und  sie  wird  auch  nicht  verschwinden,  wenn  die  organisierte
ArbeiterInnenbewegung,  allen  voran  die  Gewerkschaften  und  SPD,  aber
letztlich  auch  die  Linkspartei  den  nationalen  Schulterschluss  mit  „ihrer“
Regierung suchen, während Millionen in Kurzarbeit einen Vorgeschmack auf
Entlassung  und  massive,  dauerhafte  Einkommenseinbußen  erhalten.  Das
erleichtert,  ja  ermöglicht  es  erst  radikalisierten,  reaktionären
UnternehmerInnen und KleinbürgerInnen wie auch den organisierten Nazis,
RassistInnen und VerschwörungstheoretikerInnen, sich als aktive, pseudo-
systemoppositionelle Kraft zu präsentieren.

Solcherart stellt die rechte Mobilisierung nicht nur ein Warnsignal an die
Linke,  an  die  ArbeiterInnenbewegung  dar.  Sie  unterstreicht  auch  die
Notwendigkeit  einer  Antikrisenbewegung,  die  klare  klassenpolitische
Forderungen aufstellt, sich nicht den Programmen der Großen Koalition und
des Kapitals unterwirft und gleichzeitig die Gefahr der Pandemie nicht außer
Acht lässt.  Dies ist  die Aufgabe der Stunde für alle  anti-kapitalistischen,
internationalistischen und proletarischen Kräfte.

Tag der Freiheit?
Der unheimliche Aufmarsch lief unter dem Motto „Ende der Pandemie – Tag
der Freiheit“ durch die Straßen Berlins. Die Parole enthält nicht nur die
absurde, allen Fakten widersprechende These vom Ende der Pandemie. Sie



bringt nicht nur ein Synonym für den zur individuellen Rücksichtslosigkeit
gewordenen bürgerlichen Freiheitsbegriff zum Ausdruck – die Freiheit, alle
anstecken zu dürfen.

Der  Titel  enthält  eine  weitere  Doppeldeutigkeit.  Schon  in  den  letzten
Monaten  waren  antisemitische  und  rassistische  Tendenz  bei  den
Mobilisierungen immer deutlicher zu erkennen. Mit Attila Hildmann haben
wir den Prototyp eines zum Faschismus tendierenden maroden Kleinbürgers,
der, wie seine versuchten Hetzjagden auf „Hooligans gegen Satzbau“ und
„Anonymus  Deutschland“  zeigten,  näher  an  organisierte  FaschistInnen
angebunden  ist,  als  er  es  denkt  oder  darstellt.

Und ja, „Tag der Freiheit“ ist kein neuer Titel. 1935 wurde der Film Leni
Riefenstahls „Tag der Freiheit! – Unsere Wehrmacht“ im Auftrag der NSDAP
veröffentlicht.  Es  war  der  Abschluss  ihres  filmischen  Dreiteilers  an
Propaganda für Parteitage der FaschistInnen. Doch selbst wenn die Wahl des
Mottos  purer  Zufall  wäre  –  was  angesichts  der  einschlägig  rechten
OrganisatorInnen kaum glaubhaft ist –, so wäre die Demonstration weiterhin
hoch problematisch und es würde an ihrem zutiefst reaktionären Charakter
nichts ändern.

Wer nahm teil?
Doch woher kommen die Kräfte politisch? Veranstaltet wurde die Aktion von
Initiative Querdenken 711, die den Protest in Stuttgart organisieren, und der
Kommunikationsstelle Demokratischer Widerstand (KDW) rund um Anselm
Lenz, die die Mobilisierungen am Berliner Rosa Luxemburg Platz initiierten.
Daneben nahmen auch VertreterInnen von NPD, Drittem Weg, Identitärer
Bewegung,  des  Compact-Magazins  Jürgen  Elsässers,  AnhängerInnen  des
QAnon-Mythos, ReichsbürgerInnen, Teile der Pegida-Bewegung und weitere
neurechte bis faschistische Kräfte teil.

Sie stellten mit Sicherheit nicht die alleinige Führung und auch nicht die
Mehrheit  der  sich  Versammelten  dar,  aber  sie  prägen  die  Bewegung
unzweifelhaft. Darüber hinaus waren auch etliche VertreterInnen der AfD vor
Ort  erkennbar.  Die  Mehrheit  der  sich  Versammelnden  rekrutierte  sich



vermutlich  aus  einem  breiten  Spektrum,  welches  von  esoterischen
ImpfgegnerInnen über SkeptikerInnen, die die Maßnahmen für überzogen
ha l ten ,  b i s  zu  vor  dem  wi r t scha f t l i chen  Ru in  s tehenden
KleinunternehmerInnen  und  ihren  Angestellten  reicht.

Während die zweite Gruppe vermutlich mehr Menschen bei einem Großevent
auf die Straße bringen kann, so haben wir es bei der ersten mit Neurechten
und StrategInnen zu tun, die die bunte Bandbreite von wirren Restbeständen
der Friedensbewegung bis zu AnhängerInnen des Deutschen Kaiserreiches
ausnutzen, um Heterogenität und Pluralismus vorzugaukeln. Deren wahrer
Charakter offenbart sich darin, dass sich FaschistInnen in ihrem Fahrwasser
aufbauen  können.  Das  reale  „Spannungsfeld“  der  Bewegung  zeigt  sich
letztlich darin,  dass der kleinbürgerlich-unternehmerische Flügel auf ein 
Programm der wirtschaftlichen und „kulturellen“ Öffnung pocht, das jedwede
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung ablehnt und
damit  ganz  nebenbei  die  Lockerungsmaßnahmen  der  Regierung  stützt.
Andererseits erleben wir hier eine Bewegung, die die Gefahr des Aufstiegs
reaktionärer Kräfte in dieser Krisensituation aufzeigt.

Dass auch vereinzelt „linke“ Kräfte präsent waren, die aus dem Spektrum der
Friedensbewegung zu kommen scheinen, macht die Sache nicht harmloser,
sondern nur umso bedenklicher. Sie bilden schließlich kein Gegengewicht zu
den Rechten, sondern entpuppen sich als deren nützliche IdiotInnen. Waren
Formate wie Rubikon und NachDenkSeiten inhaltlich bereits vor Corona an
einigen Punkten problematisch, so beschleunigt sich ihr politischer Verfall
massiv,  während  die  „Rote  Fahne“-Gruppe  zunehmend  als  bewusste
Querfrontlerin  in  Erscheinung  tritt.

Dieser Zusammenschluss bildet eine gefährliche Mischung, die tatsächlich
lieber  im Giftschrank  hätte  bleiben  sollen.  Es  zeigt  uns,  unter  welchem
politischen Vorzeichen wir in diese Krisenperiode gerutscht sind, unter dem
eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  als  Folge  der  Niederlagen  des
Arabischen Frühlings und der Bewegung in Griechenland, des Aufstiegs des
Nationalismus und der Krise der EU sowie der zugespitzten imperialistischen
Konkurrenz – bei gleichzeitigem politischen Bankrott der Linken.



Im August 2020 erleben wir das Zusammengehen von Pegida und der Anti-
Hygienebewegung,  einen  Schulterschluss  unter  Zwillingen.  Eine
repräsentiert  den  Rechtsruck  des  letzten  Jahrzehnts  in  Deutschland,  die
andere  das  Gefahrenpotential  der  aktuellen  Periode des  Klassenkampfes,
wenn die ArbeiterInnenbewegung keine klassenkämpferische Antwort für die
Massen zu geben vermag.

Wer und wie viele?
Das genau zu beantworten, ist fast unmöglich. Zwar gab es Ortsschilder, die
auf  der  Versammlung  in  die  Luft  gehalten  wurden.  Aber  um  wirklich
abschätzen zu können, wie viele der sich versammelnden aus dem rechten
Spektrum  kommen,  wie  viele  durch  die  Anti-Hygienedemonstrationen
politisiert  wurden,  dafür  wäre  eine  ausführlichere  Recherche  nötig.
Laut Junger Welt kam ein großer Teil der sich Versammelnden aus Baden-
Württemberg und Sachsen.

Die Zahlen der TeilnehmerInnen gehen weit auseinander, von 17.500 bis zu
reichlich phantastischen 1,5 Millionen. Hierzu muss einiges gesagt werden,
aber es ist mit Sicherheit nicht die Hauptfrage, die die Linke beschäftigen
sollte. Selbst wenn es „nur“ 17.500 Menschen waren, so ist das die größte
Berliner  Mobilisierung  von  rechts  in  diesem  Jahr.  Was  die  Hauptstadt
betrifft, so ist sie vergleichbar mit der Black-Lives-Matter-Kundgebung im
Juni am Berliner Alexanderplatz, bei der mindestens 20.000, wahrscheinlich
sogar über 30.000 Menschen protestierten.

Ein Artikel vom Volksverpetzer vom 2. August kalkuliert eher mit 17.000
Menschen, ähnlich den Polizeiangaben. Dabei legt er die Grundfläche der
Abschlusskundgebung  den  Berechnungen  zugrunde  und  geht  von  einer
durchschnittlichen  Mensch-Flächen-Dichte  von  einer  Person  pro
Quadratmeter aus, was 17.000 Menschen ergibt. Für seine Berechnungen
zieht er außerdem Vergleiche mit den Bildern der Loveparade von 1999, bei
der 1,4 Millionen Menschen auf der Straße des 17. Juni waren.

Hiermit zeigt er eindrucksvoll,  wie viel  größer die letztere Veranstaltung
war. Persönlich war der Autor bei keiner der beiden vor Ort, hält jedoch das

http://%28https//www.jungewelt.de/artikel/383443.ein-k%C3%A4fig-voller-narren-preu%C3%9Fenadler-und-regenbogen.html)
https://www.volksverpetzer.de/corona-faktencheck/teilnehmerzahlen-nur-17-000/


Verhältnis von einer Person pro Quadratmeter für etwas viel Platz über die
gesamte Strecke, aber selbst bei 0,75 oder 0,5 Quadratmeter pro Menschen
wären es lediglich knapp 23.000 beziehungsweise 34.000 TeilnehmerInnen.

Für  die  Teilnehmenden  und  ihre  Chatgruppen  wird  die  Zahlendebatte
irrelevant,  halten  sie  doch  jedwede  Berichterstattung  gegen  sie  für
gleichgeschaltet. Das zeigen auch die Einschüchterungsversuche gegenüber
der  Presse  vor  Ort.  Mehrere  Fernsehteams  sahen  sich  gezwungen,  ihre
Berichterstattung abzubrechen. Die VeranstalterInnen forderten von jeder
teilnehmenden ReporterIn eine Voranmeldung, in der diese unterzeichneten,
dass sie stets „wahrheitsgemäß, unparteiisch und vollständig berichten“ –
worunter sie ihre eigene „Wahrheit“ verstehen. Wie schon bei den rechten
Demonstrationen in Stuttgart wollen diese selbsternannten VerteidigerInnen
der  Meinungsfreiheit  missliebigen  JournalistInnen  einen  Maulkorb
verpassen,  diese  zensieren.

Rücksichtslosigkeit als Programm
Die Darstellung des Corona-Virus schwankt in der Bewegung zwischen der
Beschreibung  als  regulärer  Grippewelle  und  einer  bloßen  Fiktion  einer
„globalen, homogenen Elite“ von MultimilliardärInnen wie Bill Gates und der
Pharmaindustrie,  die  die  Politik  und die  Medien  gleichgeschaltet  hätten.
Auch wenn die Einschätzungen auseinandergehen, so finden sie doch ihren
gemeinsamen Punkt in der Ablehnung jedweder Einschränkung aufgrund von
SARS-CoV-2, seien sie noch so geringfügig wie das Tragen von Mund-Nasen-
Masken im öffentlichen (Eng-)Raum.

Die  Freiheit,  die  sie  meinen,  entpuppt  sich  als  Rücksichtslosigkeit,  als
blanker Egoismus. Diese Doppelbödigkeit ist der Freiheit im Kapitalismus
selbst nicht fremd. Schließlich beinhaltet die Freiheit des Privateigentums,
die diesem System zugrunde liegt, die Freiheit der einen, uneingeschränkt
wirtschaften  zu  können,  das  Elend  und  die  Eigentumslosigkeit  anderer
auszunutzen – ob im Ausbeutungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital
oder in der Unterordnung von Gesundheit und Umwelt unter die privaten
Profitinteressen. Wir sagen es offen:  Diese falsche Freiheit  brauchen wir
nicht zu verteidigen. Wir tragen MN-Masken, damit die Einschränkung des



Virus möglichst erfolgreich sein kann. Auch wenn es uns individuell um ein
Quantum unseres üblichen Alltagsverhaltens einschränkt, so ist dies doch
notwendige  gegenseitige  Rücksicht  unter  den  gegebenen  Bedingungen
(fehlender  Impfschutz,  keine  flächendeckenden  Tests  auf  Infektion  und
Immunität).

Andererseits dürfen wir nicht dem Trugschluss auf den Leim gehen, dass sich
die Existenz von Corona dadurch bestätigt oder falsifiziert, nur weil auf der
einen oder anderen öffentlich stattfindenden Massenveranstaltung (k)eine
Infizierung stattfindet. Auch auf Demonstrationen und Aktionen treten wir
wie  alle  anderen  Linken,  die  die  Gesundheitsfrage  –  und  damit  die
Lebensinteressen der Bevölkerung – ernst nehmen, dafür ein, Masken zu
tragen.  Zugleich  lehnen  wir  aber  jede  politische  Einschränkung  des
Demonstrationsrechts durch die Regierungen ab, weil wir für notwendigen
Schutz gegen Gesundheitsgefährdung und die Abwälzung der Krisenkosten
auf  die  ArbeiterInnenklasse  al le  Mittel  des  pol it ischen  und
gewerkschaftlichen  Kampfes  brauchen  werden  –  ansonsten  drohen
Massenentlassungen,  Verelendung,  Wohnungsräumungen  etc.

Während sich die Corona-SkeptikerInnen als Opfer der Repression und der
Unterdrückung  wegen  ihres  Verstoßes  gegen  die  Hygiene-Vorschriften
hinstellen, offenbart das brutale Vorgehen der Berliner Polizei gegen eine
Solidaritätsdemonstration mit der/dem von der Räumung bedrohten linken
Kneipe/Treffpunkt  Syndikat,  wo  der  Staat  den/die  wirkliche/n  GegnerIn
ausmacht. Dutzenden TeilnehmerInnen dieser linken Demo gegen Räumung
und Gentrifizierung wurden von der Straße geknüppelt, niedergerannt und
zum Teil schwer verletzt – und das obwohl sie Masken trugen und auf die
Gesundheitsvorschriften achteten. Wenn es um Repression von Protest für
fortschrittliche soziale  oder politische Anliegen geht,  pfeift  nicht  nur die
Berliner  Polizei  freilich  auf  Hygiene-Schutz  und  wird  zum  doppelten
Gesundheitsrisiko.

Natürlich versuchen auch die Corona-SkeptikerInnen, für ihre Mobilisierung
solche und andere reale Missstände mit auszunutzen – freilich nur, um sie in
eine  reaktionäre  Gesamtkonzeption  einzupassen.  Wir  werden  diese
demagogischen  Tricks  freilich  nicht  bloß  durch  Argumente  abwehren



können.  Die ArbeiterInnenbewegung und die Linke müssen ihrerseits  die
Maßnahmen der Regierung einschließlich ihrer Widersprüche anprangern.

So  will  die  GroKo  für  UrlauberInnen  an  Flughäfen  verpflichtende  Tests
einführen. Zwar halten wir das prinzipiell für gerechtfertigt, jedoch stellen
sich hier einige Fragen wie: Wer zahlt die Tests? Wer zahlt für mögliche
Quarantäneschritte?  Ist  das  dann  unbezahlter  Urlaub?  Kommt  das
Unternehmen dafür auf? Wieso erhält die Reiseindustrie solche Hilfsmittel,
aber der gesamte Pflegebereich nicht? Ein weiteres Beispiel ist der drohende
Missbrauch mit notwendigen Einschränkungen des Alltags. So wurden von
der  Polizei  in  den  letzten  Wochen  in  bereits  vier  Bundesländern  die
Anwesenheitslisten  von  öffentlichen  Gaststätten  für  „Ermittlungen“
missbraucht.

Das  zeigt,  dass  wir  niemals  blindes  Vertrauen  in  die  Einschränkung
demokratischer  Rechte  durch  einen  bürgerlichen  Klassenstaates  setzen
dürfen. Wir müssen eine unabhängige Perspektive aufzeigen, die sich nicht
der Ideologie des notwendigen Übels an allen Ecken und Enden anschließt.
Deshalb lehnen wir die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführungen mit
den  Maßnahmenpaketen  der  GroKo  im  Schulterschluss  mit  den
UnternehmerInnenverbänden  kategorisch  ab.  Die  selbstauferlegte
Friedenspflicht  der  ArbeiterInnenbürokratie  muss  politisch  bekämpft
werden. Die Passivität von Oppositionsparteien wie der Linkspartei darf nicht
unkommentiert bleiben. Es ist auch ihr Stillschweigen, das das Erstarken
dieser neurechten Bewegung ermöglicht.

Was brauchen wir?
Wir brauchen also eine Bewegung, die Widerstand gegen die Maßnahmen
von Staat und Kapital organisiert und gleichzeitig das gesundheitliche Wohl
durch  von  der  ArbeiterInnenklasse  kontrollierte  Hygienemaßnahmen
durchsetzt.  Eine  solche  Bewegung  muss  die  falsche  Opposition  von
Querdenken 711,  Widerstand 2020 und KDW, die in braunen Gewässern
fischen  und  gefischt  werden,  ablehnen.  Wo  nötig,  muss  sie  sich  ihnen
entgegenstellen.  Vor  allem  müssen  wir  eine  breite  Anti-Krisenbewegung
aufbauen, die eine klassenpolitische Antwort auf die Krise gibt.



Wir brauchen eine Zusammenführung der verschiedenen sozialen Kämpfe
der letzten Monate, z. B. der beeindruckenden Mobilisierungen von BLM und
von Kampagnenorganisationen wie Migrantifa oder der Fridays-for-Future-
Bewegung,  die  im  September  wieder  einen  internationalen  Streik
organisieren  möchte.  Wir  müssen  betriebliche  Aktionen  wie  gegen  die
Entlassungen bei Galeria Karstadt Kaufhof miteinander ebenso verbinden wie
mit  dem  Kampf  für  das  Mietmoratorium,  die  Enteignung  der
Immobilienkonzerne  oder  die  #LeaveNoOneBehind-Kampagne  gegen  das
Sterben im Mittelmeer.

Die  Aufgabe  dieser  Bewegungen  und  Kämpfe  ist  es,  gemeinsame
Antikrisenbündnisse  aufzubauen  und  eine  Großdemonstration  im  Herbst
unter dem Motto „Wir zahlen weder für Krise noch Virus“ zu organisieren.
Sie  müssen  den  Druck  auf  die  Gewerkschaften  und  bürgerlichen
ArbeiterInnenparteien  erhöhen,  mit  Koal i t ionspol i t ik  und
SozialpartnerInnenschaft zu brechen. In den vergangenen Monaten haben
diese bewiesen, dass sie nicht willens sind, selbstständig solche Bewegungen
aufzubauen  –  wir  müssen  sie  dazu  zwingen!  Nur  so  kann  der
ArbeiterInnenklasse,  aber  auch  auch  Teilen  des  verängstigten
KleinbürgerInnentums  und  der  Mittelschichten  gezeigt  werden,  dass  der
Widerstand gegen die Rettungspakete fürs Kapital, während ein Großteil der
Bevölkerung  mit  Brotkrumen abgefertigt  wird,  möglich  ist  und  mit  dem
Kampf gegen die Gesundheitsgefahr verbunden werden kann und muss.

Wir werden versuchen, nach unseren Möglichkeiten, eine solche Bewegung
aufzubauen  und  fordern  alle  Organisationen  und  Parteien,  die  diese
Einschätzung teilen, auf, ihr beizutreten, das Notwendige zur Wirklichkeit
werden zu lassen.



Say their names: Shukri Abdi!
Resa Ludivine

Kennst du eigentlich Shukri Abdi?

Nein? Du solltest aber ihren Namen kennen. Shukri Abdi aus
Somalia war gerade mal zwölf Jahre alt, als sie starb. Als schwarze Muslima
hatte sie es nicht leicht. Erst musste sie fliehen und dann in England,
vermeintlich  in  Sicherheit,  wurden  ihr  ihre  Mitschüler_Innen  zum
Verhängnis.  “Get
in the water or I’ll kill you” haben ihr Mitschüler_Innen gesagt, die sie zuvor
gemobbt hatten. Fünf gegen Eine. Shukri ertrank im Fluss.

Vor Gericht sagten die anderen Kinder aus, dass Shukri um
Hilfe geschrien hatte. Nur ein Kind versuchte, ihr zu helfen. Die anderen
Kinder sahen es auch nicht  für notwendig an,  Hilfe  zu holen.  Eines der
Kinder
soll sogar zugegeben haben, dass es beim Anblick von Shukris Kampf mit
dem
Wasser wusste, dass sie sterben würde.

Ein tragischer Einzelfall also? Rassistisches, aber auch
antisemitisches Mobbing oder Mobbing aufgrund deiner sexuellen Identität
gehören nicht nur in Shukris Fall, sondern wahrscheinlich an jeder Schule
zur
Tagesordnung.  Die  Kinder  und  Jugendlichen  versuchen  zumeist  zu
verstecken,
wofür sie diskriminiert werden. Kommt es dennoch zu Mobbingvorfällen,
Hänseleien  oder  Beleidigungen  durch  Mitschüler_Innen  oder  das
Lehrpersonal  ist
der letzte Ausweg oft der Schulwechsel. Aber als nicht-weiße Person kannst
du
dich  in  einer  Umgebung,  die  vor  allem  weiß  dominiert  ist,  wie  in
Deutschland,
England oder den USA, nicht verstecken.

https://onesolutionrevolution.de/say-their-names-shukri-abdi/


Die Polizei sprach nach dem Ertrinken von Shukri von „keinen
verdächtigen Umständen“, die zu ihrem Tod geführt hätten. So schützt die
Polizei nicht nur Jeden vor dem Verdacht des Mobbings (was an sich schon
schlimm genug und viel zu oft klein geredet wird), sondern auch Jeden vor
dem
Vorwurf des Rassismus. Denn hätte man Mobbing oder Diskriminierung
ernstgenommen, wäre Shukri wohl heute noch am Leben. Doch hält man es
allzu oft
nur für eine Kleinigkeit, eine Kleinigkeit unter Kindern, ein paar „kleine“
Witze, eine „kleine“ Beleidigung.

Schaut man sich die Zahlen der letzten Jahre (am Beispiel Berlin)
an, sieht man, dass die meisten dokumentierten Vorfälle von Diskriminierung
–
auf der Straße und in der Schule – rassistisch motiviert sind. Im Schuljahr
2016/17  waren  es  106  von  170  Vorfällen,  die  bei  offiziellen  Stellen
eingegangen
sind. Doch ist die Dunkelziffer, gerade bei abgeschlossenen Räumen im
persönlichen Sozialraum, in dem auch noch Hierarchien (bspw. Lehrer_In-
Schüler_In)
vorhanden  sind,  bekanntermaßen  größer.  Allerdings  macht  das
Nichtvorhandensein
dieser Zahlen das Problem und die Bedrohung, die von Rassismus ausgeht,
nicht
weniger real. Wie real, wurde 2018, bei einem Besuch einer Schule, in der es
rassistische Vorfälle unter der Lehrer_Innenschaft gab, durch die schwarze
Anti-Diskriminierungsbeauftragte Saraya Gomis demonstriert. Saraya wurde
bei
ihrer Intervention rassistisch diskriminiert bis dahin, dass eine Lehrerin zum
„Protest“ eine Affenmaske trug. Mittlerweile ist sie von ihrem Amt
zurückgetreten. In diesem Umfeld sollen also Kinder Antirassismus, sowie
Antidiskriminierung leben und lernen?

Am 27.6.2019 endete das kurze Leben von Shukri Abdi. Erst
ein Jahr später, da nun die Proteste für die Gleichberechtigung schwarzen



Lebens Millionen Menschen weltweit auf die Straße treiben, werden auch
Stimmen
in der Lokalpolitik lauter, die eine weitreichendere Untersuchung zur
Aufklärung des Todes fordern.

Das war auch kein tragischer Einzelfall, sondern Alltag.

Shukri ist eine von Tausenden. Unsichtbar. Nicht so brisant
wie Polizeigewalt, weil dort das Machtgefälle offensichtlicher verteilt scheint
und es offensichtlich der bürgerliche Staat ist, der seine Machtposition
ausnutzt. Doch Rassismus ist ein System, das schon in Kindertagen anfängt.
Nicht  weil  Kinder  von  Geburt  an  rassistisch  wären,  sondern  weil  eine
zunehmend
rassistische Gesellschaft von Anfang an Diskriminierung vorlebt und weißen
Privilegien
kein Alter nennt.  Diese Privilegien bestimmen schon vor der Geburt den
Zugang
zu Krankenversorgung, Behandlung durch das medizinische Personal, später
dann
die Aufnahme in Schulen usw. Sich dessen bewusst zu werden, ist zwar ein
erster
Schritt, bringt den Betroffenen dennoch nichts. Zu dem Vorsatz „kein Täter
werden“ gehört nämlich auch Solidarität. Solidarität kann man lernen und
hätte
Shukri  im  Todeskampf  wohl  auch  geholfen.  Eine  vollständige
Gleichberechtigung
kann es nicht allein durch das Bewusstwerden weißer Privilegien hergestellt
werden. Wir müssen diese Privilegien abschaffen und auf den Müllhaufen der
Geschichte deponieren, sowie das System, das hinter dem Rassismus steckt,
bekämpfen.
Denn es sind nicht nur rassistische Positionen und Einzelpersonen, sondern
es ist
ein System. Ein System, das auf Abhängigkeit beruht- so z.B. zwischen
imperialistischen Nationen und Halbkolonien. Im Kapitalismus wird es keine
Lösung für dieses Problem geben. Die Devise ist also: Kein Antirassismus



ohne
Sozialismus und kein Sozialismus ohne Antirassismus!

Das war die Geschichte von Shukri Abdi. Rest in power.

Krisenstimmung auch in der EU
Flo Schwerdtfeger

„Whatever the weather, we must move together!“ titelte ein
Propagandaplakat für den Marshall-Plan in den 50ern. Darauf zu sehen war
eine Windmühle,
deren Blätter  die  einzelnen Länder  Europas  waren.  Symbolisiert  werden
sollte
Einigkeit und ein gemeinsames Handeln als europäischer Kontinent. Wenn es
sie
überhaupt einmal gab, so sind diese Zeiten der Einigkeit aber lange wieder
vorbei. Nicht erst seitdem sich Großbritannien aus der EU verabschiedet hat.
Die Uneinigkeit findet sich wieder in der Frage, welcher Staat wieviele oder
überhaupt Flüchtende über die Grenze lassen müsse. Sie findet sich in der
Umweltpolitik wieder, wo an der einen Stelle Kernkraft aufgegeben, an der
anderen aber erst aufgebaut wird. Sie findet sich aber auch da wieder, wo
die
Staaten Mittel- und Westeuropas, wie Deutschland, Frankreich und das UK,
nach
der Wirtschaftskrise  2008/09 die  Mittelmeerstaaten ausbluten ließen,  um
ihre
Schulden zu tilgen. Besonders jetzt durch die Pandemie werden die Effekte
weiter verstärkt und spitzen sich zu. In diesem Artikel wollen wir ein wenig
versuchen, die Fronten innerhalb der EU nachzuzeichnen.

Dieses mal mit den Rechten

https://onesolutionrevolution.de/krisenstimmung-auch-in-der-eu/


Seit  Jahren  lässt  sich  der  stetige  Aufstieg  der  Rechtspopulist_Innen
beobachten, in einigen Ländern wie Ungarn oder Italien sind sie sogar an der
Regierung. Als Folge des Versagens der Linken eine Antwort auf die sozialen
Angriffe  nach der Krise 2007/08 zu bieten,  erstarkten in  vielen Ländern
wieder  konservative  und  nationalistische  Ideen  und  Parteien.  Seit  der
Fluchtbewegung 2015 wurde die Festung Europa wieder stärker ausgebaut
und der Kontinent abgeschottet  gegenüber Menschen,  die vor Krieg und
Ausbeutung flüchten. Die Menschen, die es dann doch nach Europa schaffen,
werden zwischen den Ländern hin-  und hergeschoben,  weil  niemand sie
wirklich aufnehmen will. Und obwohl sich die Rechtspopulist_Innen meist als
Europäer_Innen  darstellen  und  behaupten,  den  Kontinent  gegenüber
„Invasoren“  zu  verteidigen,  sind  sie  es  auch,  die  die  EU  am  liebsten
abschaffen würden und ihre eigenen Nationalstaaten wieder aufleben lassen
wollen. Dabei ist nicht nur das UK mit dem Brexit das Paradebeispiel, auch in
Italien mehren sich die Stimmen, die einen Austritt aus der EU fordern.Selbst
in Ländern, in denen sich noch „liberale“ oder immerhin „proeuropäische“
Regierungen halten  konnten,  sitzt  diesen heute  eine  stärkere  Rechte  im
Nacken als dies noch zur letzten Krise der Fall war.

Und  in  der  Pandemie  verschärft  sich  die  Situation  nur  noch  weiter:  In
Deutschland stellt sich die AfD verstärkt als Verteidigerin der Freiheit und
Grundrechte  dar,  indem  sie  gegen  die  Einschränkungen,  die  durch  die
Pandemie entstehen,  demonstrieren.  In Ungarn erhöht sich Viktor Orban
immer  mehr  zum  Alleinherrscher,  indem  er  per  Notstandsgesetze  am
Parlament vorbeiregiert, und in Großbritannien wurde zum Glück noch vom
Ansatz der Herdenimmunität wieder abgerückt.
Wenn  es  nicht  einmal  geschafft  wird,  den  am  schwersten  betroffenen
Nachbarstaaten  mit  medizinischen Materialien  und Personal  auszuhelfen,
offenbart sich auch wie schlecht es mit den humanistischen Idealen der EU in
der Praxis aussieht

Zwischen den Fronten

Der EU macht aber auch die globale Konkurrenz zu schaffen. Sie wird ja
meist als weiterer Machtblock in der Welt gehandelt, besonders wenn es
darum  geht,  eine  gemeinsame  Armee  aufzustellen,  um  sich  gegenüber



Russland, China oder den USA zu behaupten.
Aber nicht nur militärisch stellen diese Staaten eine Bedrohung dar, sondern
auch wirtschaftlich. Erkennbar wird das durch die starken Verflechtungen,
durch Handels- oder Produktionsstrukturen. China hat z.B. ein doppelt so
hohes Exportvolumen in die EU wie umgekehrt.
Dazu kommt der direkte Einfluss Chinas auf europäische Unternehmen und
Länder. So hält zum Beispiel das chinesische Unternehmen Cosco mehr als
50% der  Anteile  an  dem Hafen  Piräus´,  einer  der  größten  griechischen
Häfen. Auch in Italien war China da – und nicht etwa die EU – wenn es um
medizinische Unterstützung ging während der Corona-Hochphase.

Es ist abzuwarten, wie genau sich die globale Konkurrenz fortführen wird.
Solange der amerikanische Kontinent das Epizentrum der Pandemie bleibt
und die USA nur zu Verzweiflungshandlungen fähig ist, wird demgegenüber
der  Einfluss  Chinas umso wichtiger.  In  China wurde die  Produktion viel
schneller  als  anderswo  wieder  hochgefahren  und  genau  dann,  als  die
Produktionen der EU und der USA aussetzten, konnte China seine Macht
ausbauen, indem sie die entstehenden Versorgungslücken decken und so viel
mehr Export erbringen konnten.

Angriffe auf die Sozialsysteme

An  anderer  Stelle  offenbart  sich  die  Spaltung  Europas  als  Folge  der
Weltwirtschaftskrise 2008/09 und der Schuldenkrise 2010/11. Bis heute ist
vor allem der Mittelmeerraum durch die Sparmaßnahmen geprägt, die vor
allem von Deutschland auferlegt worden sind. Besonders hart hat es dabei
Griechenland getroffen, aber auch Spanien und Italien durchleben ähnliches.
Gestützt durch Deutschland und Frankreich wurden damals Kredite an die
verschuldeten Staaten ausgegeben. Der Haken daran ist nicht nur, dass diese
Kredite samt Zinsen wieder zurückgezahlt werden müssen. Vor allem sind sie
auch an Maßnahmen des sozialen Kahlschlags in den jeweiligen Ländern
gebunden worden, überwacht –  und exekutiert  –  durch eine von der EU
vorort installierte Troika. Die Sparmaßnahmen trafen Renten- und andere
soziale Leistungen, hatten einen großen Stellenabbau zur Folge, schlugen
sich aber eben auch in Kürzungen im Bildungs- und Gesundheitswesen und
Privatisierungen nieder.



Wohin  diese  Kürzungen führten,  sah  und  sieht  man heute  besonders  in
Italien. Ein Grund für die hohe Sterberate während der Pandemie ist, dass so
wenig Personal und Ausrüstung auf den Intensivstationen vorhanden waren,
da dem Gesundheitssystem fast 37 Milliarden Euro an Investitionen fehlen.

Obwohl die großen Imperialisten wie Deutschland und
Frankreich viel davon profitiert haben, die südeuropäischen Länder
kleinzuhalten und sich an ihnen zu bereichern, sind sie auch davon abhängig,
dass in ihnen eine gewisse Stabilität herrscht, wenn es um Absatzmärkte,
Produktionsketten oder Investitionsströme geht.

Was sollen die Krisenmaßnahmen sein?

Irgendetwas muss die also EU tun, um die Krisenfolgen
abzufedern, auch in den Ländern, die besonders stark betroffen sind, darin
sind
sich eigentlich alle einig.

Die Streitfrage ist allerdings wie genau diese Maßnahmen
aussehen sollen.

Insbesondere zwischen Deutschland und Frankreich tun sich
dabei  Widersprüche  auf.  Einerseits  ist  Frankreich  (im  Gegensatz  zu
Deutschland)
ziemlich stark von der Corona-Krise betroffen und daher selbst schon an
guten
Konditionen für Hilfsmaßnahmen interessiert.  Zusätzlich würde auch eine
weitere
Schwächung  der  anderen  Länder  wie  Italien  die  Vormachtstellung  von
Deutschland
weiter verstärken, was ebenso nicht im Sinne Frankreichs ist. Frankreich
steht
in diesem Konflikt also eher auf der Seite der hochverschuldeten Staaten,
während Deutschland an dem alten Modell mit Zurückzahlung unter Zinsen
festhalten will.

Der erste Vorschlag waren sogenannte Corona-Bonds in der



Höhe von 1,5 Billionen Euro. Diese sollten sich im
ersten Entwurf an die Euro-Bonds anlehnen, die nach der Schuldenkrise
ausgegeben  wurden.  Dabei  wird  von  der  EU  ein  Kredit  an  Länder
ausgegeben,
die Unterstützung benötigen. Das Problem an der Sache ist, dass diese Bonds
mit
Zinsen  wieder  zurückgezahlt  werden  müssen,  wodurch  den  betroffenen
Staaten
nicht wirklich geholfen ist, da sie so über Jahrzehnte an diese Rückzahlung
gebunden sind. Im zweiten und aktuelleren Entwurf ist nur noch von 500
Milliarden Euro die Rede, dafür aber als Auszahlung, die ohne Zinsen
zurückgezahlt werden soll. Besonders die stark betroffenen Länder wie
Frankreich, Spanien und Italien sollen davon profitieren. Probleme könnte es
dafür besonders von den EU Staaten im Norden und Osten geben, da diese
wahrscheinlich  mehr  Geld  geben  werden  als  sie  bekommen.  Dadurch
könnten  weitere
Spannungen, besonders in den sowieso schon EU-skeptischen Ländern wie
Polen und
Ungarn entstehen.

Innerer Widerspruch und dessen Lösung

Es ist ein Widerspruch an sich, dass sich imperialistische Staaten und damit
auch die Kapitalist_Innen der Länder zu einer Einheit zusammenschließen.
Eigentlich  versuchen  Sie  sich  nämlich  gegenseitig  zu  verdrängen  und
Halbkolonien  zu  ihren  Absatzmärkten  zu  machen.

Die EU kann daher nur als Gegenprojekt zu den anderen
Imperialisten wie China, USA, Russland existieren. Dieser Burgfrieden ist
aber
bröckelig,  denn  besonders  die  westeuropäischen  Länder  Deutschland,
Frankreich
und Großbritannien streben nach der Führung.

Oberflächlich betrachtet ist die EU ein Beispiel dafür, dass Schritte weg vom
Nationalstaat möglich sind. Es wäre eine Schande, die Errungenschaften der



internationalen  Verflechtungen  auf  industrieller  und  kultureller  Ebene
wieder
aufzulösen, nur um in chauvinistische Nationalstaaten zurückzukehren, die
sich
alle untereinander verfeindet sind. Nur sind halt viele der Träume der EU
nicht
mehr zu finden. Die Humanität stirbt an den Außengrenzen. Im Innern wird
die
bestehende  Ungleichheit  durch  Bürokratie  und  Sparmaßnahmen  noch
verschärft  und
letztendlich bleibt sie nur ein Zusammenschluss, zur Verwirklichung der
wirtschaftlichen Interessen der einzelnen Kapitale.

Wirkliche Vereinigung kann Europa nur erfahren ohne die
auseinandertreibende  Wirkung  der  kapitalistischen  Konkurrenz.  Die
bestehenden
Verbindungen müssen von der europäischen Arbeiter_Innenklasse genutzt
werden,
um sich international zu organisieren und der EU nach vorne zu entkommen:
In
die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

Stoppt die Angriffe auf LGBTI+
Personen in Polen und Ungarn!
Sani Meier

Im Zuge  der  Maßnahmen zur  Eindämmung des  Corona-Virus‘  lässt  sich
beobachten,  dass  in  manchen  Ländern  die  aktuellen  Dynamiken  genutzt
werden,  um  Gesetze  zu  beschließen,  die  zuvor  durch  starke  Proteste
abgewendet  wurden.  Die  überall  stattfindenden  momentanen
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Einschränkungen des Demonstrations- und Versammlungsrechtes sind dafür
eine optimale Grundlage, da sie Massenproteste weitestgehend behindern.
Besonders deutlich wird dies an den jüngsten Entwicklungen in Ungarn &
Polen, wo besonders die Rechte von LGBTIA-Personen und Frauen massiv
eingeschränkt werden.

Ungarn:
Verweigerung der Geschlechtsanpassung in offiziellen Dokumenten

In Ungarn hat
so der Staatspräsident János Adler unter anderem jenes umstrittene
Gesetz unterzeichnet,  welches trans-  und intergeschlechtlichen Menschen
die
rechtliche Anerkennung verweigert. Damit ist die Änderung des
Personenstandsgesetzes in Kraft, welche Teil eines Gesetzespakets rund um
die
Coronakrise war. Dieses Gesetz bedeutet, dass in allen Dokumenten nur noch
das
Geschlecht eingetragen wird, das bei der Geburt festgelegt wurde. Trans-
und
Interpersonen können es später nicht mehr in ihr gelebtes Geschlecht ändern
lassen, was zu ständiger Diskriminierung im Alltag führen wird. Grundlage
dieses Gesetzes ist die reaktionäre Annahme, dass lediglich 2 biologische
Geschlechter existieren, die über die Chromosomen bestimmt werden können
und
leugnet, dass es auch eine Geschlechtsidentität gibt, die unabhängig vom
biologischen
Geschlecht sein und sich im Laufe des Lebens auch ändern kann. Trotz
internationaler Proteste dagegen wurde das Gesetz letzte Woche mit den
Stimmen
der rechtskonservativen Mehrheit beschlossen. Nun muss noch vom
Verfassungsgerichtshof  entschieden  werden,  ob  es  gegen  die  gesetzliche
Garantie
der Menschenwürde verstoßen würde.  Dieser Beschluss war zwar bisher
gültig,



konnte aber trotzdem nicht verhindern, dass schon seit Längerem Anträge
auf
Geschlechtsanpassungen  von  Trans-Personen  ignoriert  wurden,  da  man
bereits  auf
eine entsprechende Gesetzesänderung gewartet hat.

Dieser massive Angriff auf die Rechte von Trans- und
Interpersonen reiht sich ein in weitere Angriffe der regierenden Fidesz-Partei
auf Arbeiter_innen- und Minderheitenrechte. Ministerpräsident Viktor Orban
propagiert seit Langem öffentlich ein ultra-konservatives Familienbild und
sorgte bereits dafür, dass alle Studiengänge zum Thema „Gender-Theorien“
an
ungarischen Universitäten verboten wurden. Auch aus popkulturellen Events
wie
dem „Eurovision Songcontest“ zog sich Ungarn zurück, da eine solche
Veranstaltung  „zu  schwul“  sei  und  die  Gesundheit  der  Nation  vergiften
würde.

Polen: Verbot
von Abtreibungen & öffentlicher Sexualaufklärung

Auch in Polen
haben Gesetzesentwürfe zum vollständigen Verbot  von Abtreibungen und
zum Verbot
von öffentlichem Sexualkundeunterricht die erste parlamentarische Hürde
genommen. Beide Gesetze wurden als Bürgerinitiativen von
ultrakonservativen  Organisationen  eingebracht.  Schon  seit  1993  hat  das
Land
nach einer Kampagne der katholischen Kirche eines der restriktivsten
Abtreibungsgesetze Europas: Abtreibung ist offiziell nur bei Schädigung des
Fötus, bei Gefahr für die Frau und nach Inzest oder Vergewaltigung erlaubt.
Offiziell registrieren die Behörden jährlich gut 1000 Abtreibungen. Die echte
Zahl  liegt  Frauenrechtler_innen  zufolge  bei  mindestens  150.000.
Zehntausende
Polinnen treiben im Untergrund oder mit Abtreibungspillen zu Hause ab oder
fahren zur Abtreibung etwa nach Deutschland oder Tschechien.  Ersteres



birgt ein
hohes  gesundheitliches  Risiko  für  die  Frauen  (laut  Ärzte  ohne  Grenzen
sterben
jedes Jahr rund 22.800 Frauen an den Folgen unsachgemäßer
Schwangerschaftsabbrüche), während die Reise in ein anderes Land eine
zusätzliche finanzielle Belastung mit sich bringt. Nun sollen diese auch noch
vollständig  verboten  werden.  Dass  dies  nicht  zu  insgesamt  weniger
Abtreibungen
führen wird, sondern lediglich zu mehr illegalen Eingriffen, ist absehbar. Der
von der regierenden
PiS-Partei gestellte Präsident Andrzej Duda erklärte, er werde ein komplettes
Abtreibungsverbot unverzüglich unterschreiben.

Ein weiteres Gesetz ermöglicht bis zu 3 Jahren Haft für jegliche
öffentliche Sexualerziehung. Begründet
wird dies durch eine angebliche „sexuelle Verführung und Demoralisierung“
und
„große  Unsicherheit  der  Gesundheit“  der  polnischen  Jugend  durch
Sexualkunde,
Verhütung  und  Aufklärung  über  Masturbation,  Homosexualität,
Antidiskriminierung
oder  Toleranz.  Sexualerziehung sei  zudem eine „Spielwiese für  Schwule,
Lesben
und Pädophile“.  Die Gleichsetzung von Homosexualität  mit  Pädophilie  ist
ebenso
absurd und reaktionär wie die These, offene Sexualaufklärung würde zu
gesundheitlichen Risiken führen.

Doch auch diese Entwicklungen in Polen sind leider nicht überraschend,
wenn  man  sich  die  gesellschaftlichen  Dynamiken  anschaut:  Hier  sind
gewaltsame
Angriffe  auf  Pride-Demos  durch  Rechtsextreme  keine  Seltenheit  und
mittlerweile
hat  sich  rund  ein  Drittel  Polens  zu  sogenannten  „LGBTIA-freien  Zonen“
erklärt.



In diesen Gebieten können Personen, die nicht in die ultra-konservativen
Vorstellungen von Geschlecht und Familie passen, ihre Identität nicht frei
ausleben und sind ständiger verbaler und physischer Gewalt  ausgesetzt.
Betroffene berichten von täglichen
homophoben Angriffen  bei  gleichzeitiger  Ignoranz  und fehlendem Schutz
durch die
Behörden, welche in solchen Angriffen kein Problem sehen würden.

Symptome des
internationalen Rechtsrucks

Dass diese
traurigen Entwicklungen in Polen und Ungarn gerade jetzt passieren, ist kein
Zufall. Sie haben sich im Zuge des internationalen Rechtsrucks angebahnt
und
sind nun im Schutz der Corona-bedingten Grundrechtseinschränkungen in
vollem
Gange. In Polen ist seit
2015 die rechtskonservative Prawo i Sprawiedliwość (kurz: PiS, dt: Recht und
Gerechtigkeit)  an  der  Regierung  und  verabschiedet  reaktionäre  Gesetze,
während
gleichzeitig eine starke faschistische Szene regelmäßig durch Angriffe auf
Linke auffällt. Auch in Ungarn ist mit Victor Orban ein Rechtspopulist an der
Macht, welcher durch die faschistische Partei Jobbik (dt. Bewegung für ein
besseres Ungarn) gestützt  wird.  Doch auch abseits dieser beiden Länder
lässt
sich im Großteil der Welt ein Rechtsruck beobachten: Sei es Trump in den
USA,
die FPÖ in Österreich, der Rassemblement National in Frankreich, Bolsonaro
in Brasilien oder die AfD in Deutschland. Dieser internationale
Rechtsruck wurde vor allem durch die letzte weltweite Finanzkrise 2007/08
ausgelöst, welche zu großen Teilen auf dem Rücken der Arbeiter_Innenklasse
abgewälzt  wurde,  welche  sich  auch  heute  noch  in  einer  Führungskrise
befindet, da
keine größere Organisation existiert, die ihre Gesamtinteressen vertritt und



eine klare Perspektive bietet. Dies führte vor allem dazu, dass sich die
bestehenden Parteien immer mehr nach rechts bewegten und neue rechte
Kräfte
erstarken konnten.

Woher kommt die LGBTIA- Unterdrückung?

Wie bereits
erwähnt, fußt die Unterdrückung von LGBTIA- Personen darauf, dass sie vom
traditionellen heteronormativen Familienbild abweichen. Dass dieses
Familienkonzept besonders durch den Staat geschützt wird, ist kein Zufall,
sondern hat  vor  allem ökonomische Gründe.  Die  bürgerliche Kernfamilie
sorgt
nämlich vor allem dafür, dass Arbeitskraft im Privaten wieder reproduziert
wird: Das beinhaltet all das, was benötigt wird, damit Arbeiter_Innen am
nächsten Tag wieder zur Arbeit gehen können, also z.B. Essen, Schlafen,
Waschen
etc. All diese Dinge finden unbezahlt innerhalb des privaten Haushalts der
Familie statt und werden vor allem durch Frauen geleistet, die diesen durch
sogenannte  Reproduktionsarbeit  am  Laufen  halten.  Sie  kochen,  putzen,
waschen
Wäsche, leisten emotionale Arbeit  und sorgen durch die Kindererziehung
dafür,
dass auch diese später Lohnarbeit leisten. Und das alles ohne dafür bezahlt
zu
werden. Der Staat profitiert also von diesem Familienkonstrukt, da dieses die
unentlohnte Reproduktion von Arbeitskraft sicherstellt. Staatliche
Institutionen versuchen deshalb die klassische Familie zu schützen,
aufrechtzuerhalten und zu promoten, während sie andere Familienentwürfe
zu marginalisieren
versuchen. Natürlich wurden in vielen Ländern bereits riesige Fortschritte
hinsichtlich  der  Anerkennung  von  der  bürgerlichen  Norm abweichenden
Lebens- und
Geschlechtsvorstellungen erkämpft.  Die  Situationen in  Ungarn und Polen
zeigen



uns  jedoch,  dass  diese  schnell  wieder  zurückgenommen werden können,
solange die
sozio-ökonomische Grundlagen für LGBTIA-Unterdrückung nicht angegriffen
werden.

Es wird also
klar, dass durch die Aufrechterhaltung der bürgerlichen Familie nicht nur
LGBTIA-Personen
ausgegrenzt  und  diskriminiert  werden,  sondern  auch  vor  allem  Frauen
ausgebeutet
und unterdrückt werden. Ihre Repression basiert auf der gleichen Grundlage:
Dem
Kapitalismus, welcher die bürgerliche Familie benötigt, um Arbeit möglichst
effektiv auszubeuten. Deshalb muss der Kampf um die Befreiung von
LGBTIA-Personen  zwangsläufig  mit  den  Kämpfen  von  Frauen  und  der
Arbeiter_Innenklasse
gegen den Kapitalismus geführt werden!

Wir fordern
deshalb:

Die Abschaffung aller Gesetze die LGTBIA-
Personen diskriminieren und verfolgen!
Das Recht auf sexuelle und geschlechtliche
Selbstbestimmung!  Kein  kapitalistischer  Staat  darf  zum
Schiedsrichter  über
unsere Geschlechtsidentität werden!
Uneingeschränktes Recht auf
Schwangerschaftsabbrüche  und  Geschlechtsangleichung,  sowie
freien  Zugang  zu
Informationen & freiwilliger Beratung!
Selbstverteidigungskomitees zum Schutz vor
organisierten homo- und transphoben Faschist_Innen!



Moria Interviews –  TEIL 2 /  2:
„Es  war,  als  ob  sie  gar  nicht
existierten“
Interview mit Karl, der als freiwilliger Helfer auf der griechischen
Insel Lesbos von Faschist_innen angegriffen wurde

Die Meldungen über die
Corona-Pandemie überschlagen sich, während sich kaum jemand mehr
für die schreckliche Situation an den europäischen Außengrenzen
interessiert. Auf den griechischen Inseln dicht vor der Türkei
bekommen die dort internierten Geflüchteten die Brutalität der
Festung Europa besonders zu spüren. Insbesondere auf der medial
bekanntgewordenen Hotspot-Insel Lesbos konnten sich im Windschatten
einer rechten Regierung, die von der EU die nötigen Mittel für
ihren grausamen Job als europäischer Türsteher bereitgestellt
bekommt, faschistische Strukturen etablieren.

Wir haben mit dem Opfer eines
faschistischen Angriffes gesprochen und ihm einige Fragen gestellt,
um uns ein genaueres Bild von der Situation zu verschaffen. Unser
Interviewpartner heißt Karl (Name von der Redaktion geändert), ist
norwegischer Staatsbürger und arbeitet als freiwilliger Helfer und
Fotograph auf der Insel.

Revo: Hey Karl, schön, dass du Zeit gefunden hast, um mit uns zu
sprechen. Vielleicht kannst du uns erst einmal kurz berichten, wie es
zu dem Angriff kam?

Karl: Der Angriff fand an einem
späten Sonntagabend statt. Es war bereits dunkel. Ich war in Moria
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(Anmerkung der Redaktion: größtes Geflüchtetencamp auf den
griechischen Inseln mit über 20 000 Bewohner_innen), um dort eine
Fotoserie zu machen. Als ich im Camp hörte, dass alle
Zufahrtsstraßen nach Moria von Faschist_innen blockiert wurden,
sprang ich mit 4 Freund_innen mit Fluchthintergrund ins Auto, um
schnell weg in die 8km entfernte Stadt Mytilini zu gelangen. Wir
nahmen eine weniger befahrene Seitenstraße und hofften so unbemerkt
fortkommen zu können. Doch nahe einer Tankstelle stellten sich uns
ca. 100 schwarzgekleidete und maskierte Menschen in weg und sprangen
vor mein Auto.

Revo: Und dann haben sie euch
angegriffen?

Karl: Genau. Es ging alles ziemlich
schnell und kam mir vor wie in einem Film. Wenn ich mich
zurückerinnere, höre ich vor allem die Geräusche in meinen Ohren:
das Klirren zerschlagener Autoscheiben und laute Schreie. Die
Faschist_innen öffneten die Türen meines Autos, zogen uns heraus
und drückten uns auf die Erde, begleitet von Tritten in die Seite.
Während sie mich festhielten, nahmen sie mir meine Kamera ab und
zerstachen einen Reifen meines Autos. Aufgrund der Maskierungen
konnte ich keine Gesichter sehen aber ich erkannte, dass es sich um
Frauen und Männer, alte und junge Menschen handelte. Mit der Kamera
hatten sie vermutlich, was sie wollten, und ließen mich dann mit
meinem kaputten Auto auf 3 Reifen mit einem lautstarken
Schleifgeräusch von Metall auf Straße weiterfahren.

Revo: Und was passierte mit
deinen Freund_innen?

Karl: Das konnte ich erst im
Nachhinein herausfinden, da wir während des Angriffes sofort
getrennt wurden. Es hat mich total fertig gemacht, nicht zu wissen,
wie es ihnen geht und ich hatte sogar Angst, dass sie nicht mehr
lebten. Ich habe sie dann später in Moria und einem anderen Camp



wiedergetroffen und glücklicherweise konnten alle fliehen, sodass
ihnen nichts Schwerwiegendes passiert ist. Einige hatten trotzdem
Wunden von den Schlägen und Tritten der Faschist_innen und auch
ihnen wurden die Handys gestohlen.

Revo: Bist du dann zur Polizei
gegangen?

Karl: Ja aus
versicherungstechnischen Gründen musste ich das tun. Ganze 6 Mal war
ich auf der Polizeistation. Am Ende erhielt ich einen ziemlich
ausführlichen Bericht vom ganzen Tathergang. Allerdings fehlte etwas
ganz Entscheidendes: Meine nicht-europäischen Freund_innen wurden
mit keiner Silbe erwähnt. Und das, obwohl ich der Polizei
detaillierte Auskünfte über Namen und Ausweisnummern meiner
Mitfahrer_innen gab. Es war, als ob sie gar nicht existierten.

Revo: Hat dich das überrascht?

Karl: Nein eigentlich nicht. Einige
der Beamten schauten mich jedes Mal so an, als ob ich gerade 10
Menschen auf einmal getötet hätte. Sie scheinen alle zu hassen, die
irgendetwas mit Geflüchteten oder NGOs zu tun haben. Ein Freund von
mir, der ebenfalls von Faschist_innen angegriffen wurde, hat mir
erzählt, dass er beobachten konnte, wie ein Polizeibeamter der
ganzen Situation genüsslich zugeschaut hat.

Revo: Du hast also schon von
mehreren solcher Angriffe gehört?

Karl: Ja, das ist mittlerweile zum
Alltag auf der Insel geworden. Das öffentliche Leben für die
Geflüchteten ist dadurch stark eingeschränkt und die Arbeit von
NGOs und Freiwilligen quasi unmöglich. Viele NGOs haben ihre
Mitarbeiter_innen bereits von der Insel abgezogen, was die Situation
in den Camps noch unerträglicher macht. Noch am selben Abend wurden
viele weitere Autos zerstört. Vor einigen Tagen sind Faschist_innen



sogar ins Camp Moria eingedrungen, um dort Leute anzugreifen.

Revo: Hast du davon gehört, dass auch Neonazis aus Deutschland, von
der sogenannten „Identitären Bewegung“ auf der Insel waren, um die
lokalen Faschist_innen zu unterstützen?

Karl: Ja das ging hier durch alle
Whatsgruppen, somit hatten wir Fotos von den Leuten. Die waren
allerdings nicht lange hier und haben ziemlich schnell von
Antifaschist_innen eins auf den Deckel bekommen. Als ich das zweite
Mal auf der Polizeistation war, habe ich sie sogar dort gesehen,
durch die Fotos wusste ich ja wie sie aussehen.

Revo: Mit dem Bild von weinenden
Faschos finden wir noch einen positiven Abschluss für dieses
ansonsten ziemlich traurige und schockierende Interview. Es scheint
doch noch Widerstand von lokalen Antifaschist_innen, Internationals
und vor allem von Geflüchteten zu geben, die sich gegen die
faschistischen  Angriffe  organisieren  und  zu  Wehr  setzen.  Wir
wünschen
ihnen viel Kraft und Erfolg in ihrem antifaschistischen Kampf. Dir
Karl vielen Dank für das Interview und bleib gesund!

Moria Interviews –  TEIL 1 /  2:
„Moria ist auch ohne Pandemie
eine Hölle“
Ein Interview mit Ahmad über Corona, Faschist_Innen und das Leben
am Rande der Festung Europa
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Während zehntausende ausländische Erntehelfer_Innen eingeflogen werden,
um den deutschen Spargel zu retten, forderte das Bundesinnenministerium
nun die Einstellung der zivilen Seenotrettung im Mittelmeer, um nicht noch
mehr  vermeintliche  „Corona-Infizierte“  nach  Europa  zu  lassen.  Die
vielbeschworene  Solidarität  der  Bundesregierung  scheint  vor  allem  der
deutschen Industrie-  und Agrarwirtschaft  zu gelten.  Verschwindend klein
wirkt vor diesem Hintergrund auch das Symbol, dass lediglich 50 geflüchtete
Kinder aus den Lagern in der Ägäis von Deutschland aufgenommen werden
sollen,  während  über  10  000  Minderjährige  dort  weiter  unter
unmenschlichen  Bedingungen  ausharren  müssen.  Ahmad  (Name von  der
Redaktion geändert) ist selbst aus dem Irak geflüchtet und lebt bereits seit
über 2 Jahren auf der Insel Lesbos. Wir sprachen mit ihm, um mehr über die
dortigen  Lebensbedingungen  und  den  Umgang  mit  dem Coronavirus  zu
erfahren.

REVO: Hallo Ahmad, wie sind die
Camps auf eine Ausbreitung des Coronavirus vorbereitet?

Ahmad: Sehr schlecht,  eigentlich gar nicht.  Das Leben im größten Camp
„Moria“  ist  auch  ohne  Pandemie  eine  Hölle.  Immer  wieder  begehen
Menschen Selbstmord, da die Lebensbedingungen dort einfach unerträglich
sind. Für einige tausend Menschen gibt es einen einzigen Wasserhahn, von
Seife  ganz  zu  schweigen.  Teilweise  fällt  die  Wasserversorgung  sogar
komplett  aus.  Es  können  also  nicht  einmal  einfache  hygienische
Schutzmaßnahmen beachtet werden. Das größte Ansteckungsrisiko existiert
wahrscheinlich  in  der  Essensschlage,  wo  tausende  Menschen  jeden  Tag
dichtgedrängt stehen und stundenlang gezwungen sind zu warten, wenn sie
etwas zu essen bekommen wollen.  Mittlerweile  gibt  es  auch kaum noch
Ärzt_Innen im Camp, da viele NGOs ihre Mitarbeiter_innen von der Insel
abgezogen haben, nachdem diese immer wieder von Faschist_innen bedroht
und angegriffen wurden. Aus der Not heraus haben Geflüchtete selber die
Situation in die Hand genommen und selbstorganisierte Corona-Awareness-
Strukturen  gebildet.  Sie  versuchen  Informationen  über  das  Virus
weiterzugeben  und  klären  andere  Bewohner_innen  auf,  dass  sich  zum
Beispiel nicht mehr die Hand geben oder sich nach Möglichkeit nicht ins



Gesicht fassen sollten.

REVO: In fast allen Ländern
Europas  wurden  mittlerweile  Maßnahmen  verhangen,  um  eine
Ausbreitung
der Pandemie einzudämmern bzw. zu verlangsamen. Wie sieht das auf
Lesbos aus?

Ahmad: Für uns ist die Situation eigentlich nur noch schlimmer geworden.
„Moria“ wurde komplett von der Polizei abgeriegelt. Kaum jemand darf nun
noch das Camp verlassen. Nur für dringende Arzttermine oder in Notfällen
dürfen Leute raus. Das heißt auch, dass keine_R der Bewohner_innen mehr
Zugang zu Geld hat, da sich die einzigen Bankautomaten in der ca. 8 km
entfernten Stadt Mytilini befinden. Die Bearbeitung der Asylanträge wurde
nun  vollständig  eingestellt.  Auch  außerhalb  des  Camps  gilt  eine
Ausgangssperre. Wer das Haus verlassen will, muss eine SMS an die Polizei
schicken und den Grund angeben. Gerät man ohne Bestätigungs-SMS der
Polizei in eine Straßenkontrolle, muss man hohe Strafen zahlen.

REVO: Gibt es denn schon
Corona-Infektionen auf der Insel?

Ahmad: Ja ich habe von 3 bestätigten Fällen gehört.  Einer davon hat es
bereits  überstanden.  Es  handelt  sich  jedoch  bei  allen  3  Fällen,  um
Griech_Innen und niemand von ihnen arbeitete in irgendeinem Camp. Im
Gegensatz dazu verbreiten die Faschist_Innen Geschichten und Lügen, dass
wir Geflüchteten und freiwillige Helfer_Innen das Virus verbreiten würden.

REVO:  In  den  letzten  Wochen  und  Monaten  haben  sich  immer
stärkere faschistische Strukturen auf der Insel aufgebaut. Es kam zu
Angriffen auf Geflüchtete und NGO-Mitarbeiter_Innen und auch aus
der  Türkei  ankommende  Schlauchboote  wurden  beim  Anlegen
behindert.  Hat  sich  das  seit  Corona  verändert?

Ahmad: Sie greifen immer noch
vereinzelt an, patrouillieren im Hafen oder sind vor einer Woche auch
ins Camp eingedrungen und haben Menschen attackiert.



REVO: Was denkst du über die
kommenden Wochen und Monate? Siehst du irgendwelche Potentiale,
dass
sich etwas zum Besseren wenden könnte?

Ich bin sehr pessimistisch. Klar,
ich hoffe, dass sich etwas ändert aber ich glaube es eigentlich
nicht. Unsere ohnehin unklare Zukunft wird mit jedem Tag noch
unklarer. Bereits am Morgen wache ich mit einem Angstgefühl auf, das
sich im Verlauf des Tages dann in Stress, Wut und Verzweiflung
verwandelt. Vor ein paar Tagen sind einige Leute aus Moria in den
Hungerstreik getreten. Als Gefangene in dem extra auf dem Campgelände
erbauten Gefängnis war der Hungerstreik ihre letzte Möglichkeit
gegen diese Lebensbedingungen zu protestieren. Nach drei Tagen wurden
sie jedoch durch den Einsatz massiver Polizeigewalt zum Essen
gezwungen. Die Situation ist schrecklich und was wir jetzt brauchen,
ist die sofortige Evakuierung aller Camps auf den griechischen Inseln
und die Erlaubnis für eine Weiterreise auf das europäische
Festland!

Dieses Interview wurde durch einen Genossen von uns geführt, jedoch zuvor
in  gekürzter  Form  in  der  Tageszeitung  „Junge  Welt“  vom  16.04.2020
v e r ö f f e n t l i c h t .  S i e h e :
https://www.jungewelt.de/artikel/376511.sorge-vor-coronavirus-schon-vor-der
- p a n d e m i e - e i n e -
h%C3%B6lle.html?sstr=Moria%7Cpandemie%7Ch%C3%B6lle

https://www.jungewelt.de/artikel/376511.sorge-vor-coronavirus-schon-vor-der-pandemie-eine-h%C3%B6lle.html?sstr=Moria%7Cpandemie%7Ch%C3%B6lle
https://www.jungewelt.de/artikel/376511.sorge-vor-coronavirus-schon-vor-der-pandemie-eine-h%C3%B6lle.html?sstr=Moria%7Cpandemie%7Ch%C3%B6lle
https://www.jungewelt.de/artikel/376511.sorge-vor-coronavirus-schon-vor-der-pandemie-eine-h%C3%B6lle.html?sstr=Moria%7Cpandemie%7Ch%C3%B6lle

